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PPAAZZIIFFIIKK  IIMM  ÜÜBBEERRBBLLIICCKK  
 

 
AKP-Staaten und EU 

schließen Visaabkommen 
 
Die Europäische Union hat Ende 
Mai mit sieben Afrika-Karibik-
Pazifik-Staaten (AKP-Staaten) ein 
Einreiseabkommen geschlossen. 
Künftig dürfen Staatsbürger aus 
fünf Karibikstaaten sowie aus den 
Pazifikstaaten Vanuatu und Sa-
moa bei einem Aufenthalt in Län-
dern der Europäischen Union von 
unter 90 Tagen ohne Visum ein-
reisen. Der Vertrag über die vi-
sumsfreie Einreise für Touristen 
und Geschäftsreisende, die sich 
nicht länger als drei Monate in der 
EU aufhalten, wurde am 28. Mai 
2015 in Brüssel von den diploma-
tischen Vertretern der entspre-
chenden Länder unterschrieben. 
(Flash d’Océanie 05.06.15) 

 
 
Polynesier verabschieden 

Klima-Erklärung 
 
Die Polynesian Leaders Group 
hat bei ihrem diesjährigen Gipfel-
treffen Mitte Juli in Tahiti (Franzö-
sisch-Polynesien) die Erklärung 
„Polynesia against climate threat“ 
verabschiedet. Unter Vorsitz von 
Toke Talagi, dem Premierminister 
von Niue, verfassten die acht 
Staatschefs der polynesischen 
Staaten eine Erklärung, in der sie 
auf die Bedrohung ihrer Inseln 
durch die Folgen des globalen 
Klimawandels aufmerksam ma-
chen. Die Erklärung soll bei der 
Klimakonferenz der Vereinten Na-
tionen Anfang Dezember in Paris 
vorgelegt werden. 
 
Info: Die Polynesian Leaders 
Group gründete sich 2012 auf 
Rarotonga. Die Vertreter der acht 
Mitgliedsstaaten innerhalb des 
polynesischen Dreiecks treffen 
sich alle zwei Jahre, um gemein-
same Anliegen zu besprechen. 
Zur Gruppe gehören derzeit: US-
Samoa, Samoa, Niue, Tonga, die 
Cook-Inseln, Französisch-
Polynesien, Tokelau und Tuvalu. 
Die Gruppe versteht sich als 

Pendant zur Melanesian Spear-
head Group. (Radio NZ Intern. 16.07.15) 

 
 

„Moresby Declaration“ 
vorgelegt 

 
Ein neuer Zusammenschluss ver-
schiedener pazifischer Nichtregie-
rungsorganisationen (u.a. Green-
peace, 350.org, Oxfam, 
PIANGO), das Pacific Islands 
Climate Action Network (PICAN), 
hat beim Pacific Islands Forum 
Secretariat einen Forderungska-
talog eingereicht mit der Bitte, 
diesen beim Gipfeltreffen des Pa-
cific Islands Forum Anfang Sep-
tember in Port Moresby (Papua-
Neuguinea) vorzulegen. In der so 
genannten Moresby Declaration 
fordert PICAN die Begrenzung 
der globalen Erwärmung auf un-
ter 1,5 Grad Celsius. Außerdem 
fordert die Organisation zusätzli-
che Gelder, um Anpassungs-
maßnahmen an die Folgen des 
globalen Klimawandels finanzie-
ren zu können. Die Moresby Dec-
laration soll auch bei der Weltkli-
makonferenz in Paris Eingang 
finden, so PICANs Wunsch. (Kor-

respondenz mit Greenpeace, Radio NZ In-
tern. 24.06.15) 

 
 

Zusammenarbeit der 
Kleinbauern 

 
Kleinbauern aus Vanuatu, den 
Salomonen, Tonga und Fidschi 
haben sich auf Initiative des va-
nuatischen Landwirtes Graham 
Daniels zu einer Interessensge-
meinschaft zusammengeschlos-
sen. Mit Unterstützung des Ent-
wicklungshilfeprogramms der 
Vereinten Nationen tauschen sich 
die Bauern in dem Netzwerk über 
Anbau- und Erntemethoden aus. 
Dabei wird ein besonderer 
Schwerpunkt auf die Züchtung 
von Nahrungsmittelpflanzen ge-
legt, die den Folgen des Klima-
wandels besser trotzen können. 
Die Bauern experimentieren mit 
der Kreuzung von Pflanzen, um 
diese resistenter gegen Salzwas-
ser zu machen. In die Süßwas-
serlinse eindringendes salziges 
Meerwasser gefährdet die Nah-

rungsmittelsicherheit auf den 
niedrig gelegenen Atollen im Pa-
zifik.  
 
Auf den pazifischen Inseln, die 
sich an dem Kleinbauern-
Netzwerk beteiligen, sind Anlauf-
stellen für die Bauern eingerichtet 
worden. In diesen landwirtschaft-
lichen Büros können sich die 
Bauern zum direkten Erfahrungs-
austausch treffen. Ein großer Teil 
des Wissensaustausches erfolgt 
auch über das Internet. (Radio Aust-

ralia 03.08.15) 

 
 

Zu wenige Polizistinnen 
 
Es gibt zu wenige Polizistinnen 
auf den pazifischen Inseln. Das 
ist das Ergebnis einer Konferenz 
der im Jahr 2003 gegründeten 
Organisation Pacific Islands 
Chiefs of Police - Womens Advi-
sory Network (PICP WAN). Bei 
der zwölften einwöchigen Mitglie-
derversammlung des Netzwerkes 
von hochrangigen Polizisten im 
neuseeländischen Wellington be-
klagten Vertreter aus 21 pazifi-
schen Inselstaaten die geringe 
Anzahl von weiblichen Polizisten 
im Staatsdienst. Als Ausnahme 
gilt Niue, wo 42 % aller Polizisten 
Frauen sind. In den Föderierten 
Staaten von Mikronesien dage-
gen liegt der Anteil weiblicher 
Führungskräfte im Polizeiwesen 
bei unter 3 %.  
 
Karen Henrikson, Polizeiinspekto-
rin des neuseeländischen Gast-
gebers New Zealand Police, er-
klärte, dass weibliche Polizisten 
in vielen pazifischen Staaten dis-
kriminiert und nicht ernst genom-
men würden. Die Geringschät-
zung von Polizistinnen verhindere 
so auch einen Karriereaufstieg im 
Polizeiapparat. In einigen Staaten 
dürften Polizistinnen in Ausübung 
ihres Dienstes noch nicht einmal 
einen Dienstwagen der Polizei 
lenken, kritisierte Henrikson. 
(http://www.police.govt.nz/news/release/nz-
police-host-pacific-islands-chiefs-police-
picp-womens-advisory-network-wan) 
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† Dr. Nancy Sullivan 
 
Die 57-jährige amerikanische 
Ethnologin und Aktivistin Dr. 
Nancy Sullivan starb am 19. Juli 
in New York bei einem Autounfall. 
Im Auto saßen drei ihrer neugui-
neischen (adoptierten) Enkelkin-
der im Alter von 5, 8 und zehn 
Jahren, die schwerverletzt über-
lebten. Ebenfalls verletzt bei dem 
Unfall wurde die 43-jährige Skudy 
Bangan aus Papua-Neuguinea, 
eine langjährige Assistentin der 
Forscherin. 
 
Dr. Nancy Sullivan lebte seit 23 
Jahren in Papua-Neuguinea. Sie 
betrieb in Madang eine Bera-
tungsfirma für Ethnologen. Die 
studierte Ethnologin setzte sich 
besonders für den Erhalt der Ka-
rawari Caves in der Region East 
Sepik ein. Des Weiteren forschte 
sie seit langem zu den Thun-
fischbeständen im Pazifischen 
Ozean. In diesem Metier hatte sie 
sich auch international mit diver-
sen Publikationen eine gute Re-
putation verschafft. Sullivan galt 
als erklärte Gegnerin der Marine 
Industrial Zone in Madang. (The 

National 20.07.15,  
http://www.voiceofmelanesia.com/) 

 
 

 

MMEELLAANNEESSIIEENN  
 

 
PAPUA-NEUGUINEA 

 
Dürre und Frost durch  

El Niňo 
 
Das Klimaphänomen El Niňo 
sorgt derzeit für Dürre und Frost 
in Papua-Neuguinea. Nach An-
gaben des nationalen Katastro-
pheneinsatzkomitees der Regie-
rung sind über eine Million Men-
schen von den Folgen betroffen. 
Allein in der Provinz Enga erleben 
circa 300.000 Bewohner den 
schlimmsten Frost seit 40 Jahren. 
Hinzu kommt fehlender Nieder-
schlag. Die Bewohner der am 
schlimmsten betroffenen Dörfer 
wurden in tiefer gelegene Regio-
nen evakuiert, wo sie mit Decken, 

Zelten und Hilfsgütern versorgt 
werden. Schulen wurden auf-
grund des akuten Trinkwasser-
mangels geschlossen. Studenten 
an Hochschulen baten um die 
Schließung ihrer Seminare, weil 
sie im Unterricht froren. Gärten 
verdorren und Nahrungspflanzen 
erfrieren, so dass die Hochland-
regionen sowie die Provinzen 
Morobe und Manus von einer 
Hungerkrise bedroht sind. Der 
Gouverneur der Provinz Southern 
Highlands, William Powi, sah sich 
Mitte August gezwungen, den na-
tionalen Notstand auszurufen. 
Auch die Provinz Enga erklärte 
sich zum Notstandsgebiet. 
 
Info: El Niño ist eine Klimaanoma-
lie, die sich hauptsächlich im Pa-
zifikraum zwischen der Westküste 
Südamerikas und dem südostasi-
atischen Raum ereignet. Hier 
kommt es seit mehr als 150 Jah-
ren in zwei bis siebenjährigen 
Abständen zu Umkehrungen der 
normalen Wettersituation. Norma-
lerweise pressen Passatwinde 
das Wasser des Pazifiks von Os-
ten nach Westen; vor den Philip-
pinen steht der Meeresspiegel 
deshalb knapp einen Meter höher 
als vor Chile. Im Westen ist der 
Ozean dann etwa acht Grad 
wärmer. Vor Südamerika aber 
wird der Weg frei für kühles nähr-
stoffreiches Wasser aus der Tie-
fe, es quillt an die Oberfläche - 
und sorgt für Fischreichtum.  
 
Bei einem El Niño flauen die Pas-
satwinde ab, so dass das warme 
Wasser aus Asien zurück-
schwappt und sich wie ein Deckel 
auf das nahrungsreiche Tiefen-
wasser legt. Vor Südamerika 
bleiben folglich die Fischschwär-
me aus, daraufhin verhungern 
Seevögel und Robben zu Aber-
tausenden; auch die Fischerei 
leidet. Die veränderten Meeres-
temperaturen sorgen dafür, dass 
sich Regengebiete verlagern: 
Dürren drohen im Westen des 
Pazifiks, wo nun weniger feucht-
warme Luft aufsteigt, um Regen-
wolken zu bilden. Die Ernte wird 
knapper. Das dürregeplagte Kali-
fornien und andere Regionen im 
Osten des Ozeans hingegen 
können bei El Niño mit mehr Nie-

derschlag rechnen. 
 
An den Küsten Neuseelands 
messen Wissenschaftler aktuell 
einen Anstieg der Meerestempe-
ratur um 3 bis maximal 5 Grad 
Celsius. Frostschäden und Dürre 
werden auch aus den höher ge-
legenen Regionen auf den Salo-
monen, Vanuatu und Tonga ge-
meldet. (Post-Courier 18.08.15, The Nati-

onal 24.08.15, http://www.elnino.info/, Spie-
gel online 13.03.15, Radio NZ Intern. 
24.08.15, https://www.care.org.au/news/el-
nino-conditions-threaten-food-security-
papua-new-guinea/) 

 
 
Unabhängigkeitsjubiläum 

 
Am 16. September 1975 feiert 
Papua-Neuguinea den 40. Jah-
restag der Unabhängigkeit von 
Australien. Die größte Jubiläums-
feier steigt dabei in der Haupt-
stadt Port Moresby, doch auch in 
den Provinzstädten Mount Ha-
gen, Lae und Kokopo (Insel Neu-
britannien) sind Feiern geplant. 
Die Regierung stellt dazu ein 
Budget von 25 Millionen Kina zur 
Verfügung. Die drei genannten 
Städte bekommen jeweils 
500.000 Kina für ihre örtlichen 
Feste. Parlamentarier und Gou-
verneure der einzelnen Provinzen 
erhalten ebenso ein Budget zur 
Ausrichtung von Feiern in ihren 
Wahlbezirken.  
 
Die Feier in Port Moresby wird 
von einer professionellen Event-
Managerin und deren Firma The 
Creative Management organisiert. 
Michelle Monsour sagte, sie habe 
eigentlich als Stargast die US-
amerikanische Sängerin und 
Schauspielerin Jennifer Lopez 
nach Port Moresby einladen wol-
len, doch Premierminister Peter 
O’Neill habe dies aus Kosten-
gründen nicht genehmigt und 
stattdessen regionale Bands und 
Sänger eingeladen. Auf Anwei-
sung des Premiers wolle man so 
viele lokale Ressourcen wie mög-
lich nutzen, erklärte die Event-
Managerin. Einzig das für den 
Abend geplante Feuerwerk werde 
man aus China importieren, hieß 
es. (Post-Courier 20.08.15) 

 
 

http://www.elnino.info/
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Entwicklungshilfe für SIDS 
 
Papua-Neuguinea wird in den 
nächsten fünf Jahren die pazifi-
schen Mitgliedsstaaten der Small 
Island Developing States (SIDS) 
mit 150 Millionen US-Dollar Ent-
wicklungshilfe unterstützen. Das 
gab der neuguineische Außenmi-
nister Rimbink Pato bei einer 
Veranstaltung des Sicherheitsra-
tes der Vereinten Nationen zum 
Thema „Frieden und Sicherheit in 
den SIDS-Staaten“ bekannt. Mit 
den Geldern sollen in den Pazi-
fikstaaten Projekte in den Berei-
chen Bildung, Erziehung, Infra-
struktur und Klimawandelfolgen 
finanziert werden. Papua-
Neuguinea werde dazu ein eige-
nes Projektbüro einrichten, erklär-
te Pato. Das Büro werde dafür 
zuständig sein, die kleinen Insel-
staaten bei der Verwendung der 
neuguineischen Entwicklungshil-
fegelder zu unterstützen, erklärte 
der Außenminister. (Post-Courier 

07.08.15) 

 
 

US-Gelder für Frauen 
 
Der für Ostasien und den Pazifik 
zuständige amerikanische 
Staatssekretär Daniel Russel hat 
bei einem Besuch in Papua-
Neuguinea Anfang Juli der Regie-
rung 1,8 Millionen US-Dollar für 
Frauenprojekte („Empowerment 
of Women“) zugesagt. Bei seinen 
Gesprächen mit Vertretern des 
neuguineischen Parlaments be-
tonte Russel die uneingeschränk-
te Bereitschaft Amerikas, Papua-
Neuguinea weiter zu unterstüt-
zen. Man betrachte den seit 1975 
unabhängigen Staat als Binde-
glied zwischen den asiatischen 
Tiger-Staaten und den kleineren 
pazifischen Inselstaaten, so der 
Staatssekretär. Mit den zusätzli-
chen Geldern wolle Amerika vor 
allem Frauen ermutigen, sich 
stärker wirtschaftlich zu engagie-
ren. Frauen sollten die Möglich-
keit erhalten, sich in verschiede-
nen Berufszweigen selbständig 
zu machen, forderte Russel. Da-
zu werde Amerika auch ein so 
genanntes „Gründerzentrum“ nur 
für Frauen einrichten, erklärte der 
Staatssekretär. Außerdem wolle 

man sich dafür einsetzen, Wirt-
schaftslehre als verpflichtendes 
Studienfach an der Universität in 
Port Moresby einzuführen. (Post-

Courier 07.07.15) 

 
 

Einsatz für Kinderrechte 
 
Mit 73 zu 0 Stimmen hat das 
neuguineische Parlament Anfang 
Juli das „Lukautim Pikinini“-
Gesetz verabschiedet (dt. Schaut 
nach den Kindern). Das Gesetz 
sichert Kindern und Jugendlichen 
die staatliche Fürsorge in den Be-
reichen Gesundheit, Bildung und 
Ernährung zu. Es schützt Kinder 
vor (sexuellen) Übergriffen und 
ermahnt Erziehungsberechtigte 
zum sorgsamen Umgang mit 
ihnen anvertrauten Kindern. Das 
neue Gesetz enthält Ergänzun-
gen und Aktualisierungen zum 
Lukautim Pikinini Act aus dem 
Jahr 2009.  
 
Für die Neuerung eingesetzt hat-
te sich vor allem die Ministerin für 
Jugend und Gemeindeentwick-
lung, Delilah Gore. Sie erklärte, 
die Regierung habe in der Ver-
gangenheit bereits viel für das 
Wohl von Kindern getan. So sei 
die Gesundheitsfürsorge für Kin-
der kostenlos. Auch Schulgebüh-
ren für die ersten Jahre würden 
seit knapp zwei Jahren nicht 
mehr erhoben, betonte die Minis-
terin, die auch für das Ressort 
Religion verantwortlich zeichnet. 
(The National 09.06.15) 

 
 

Schlechte Impfrate bei 
Kleinkindern 

 
In den vergangenen sechs Jah-
ren ist die Impfrate bei Kleinkin-
dern unter einem Jahr drastisch 
gesunken. Wurden im Jahr 2009 
noch 55 % aller Kinder gegen 
Kinderkrankheiten geimpft, waren 
es in diesem Jahr nur noch 42 %. 
Diese alarmierenden Zahlen legte 
der neuguineische Gesundheits-
minister Pascoe Kase Anfang Mai 
im Rahmen einer Pressekonfe-
renz vor. Das Gesundheitsminis-
terium hatte zur Pressekonferenz 
eingeladen, um zwei nun neu in 

PNG verfügbare Impfungen vor-
zustellen, eine gegen Masern und 
eine gegen Kinderlähmung (Po-
lio).  
 
Mit einer Impfquote von nur 42 % 
liegt Papua-Neuguinea weit unter 
dem Durchschnitt der Empfeh-
lungen der Weltgesundheitsorga-
nisation WHO. Diese fordert ei-
nen Impferfolg von 80 % aller un-
ter Einjährigen. Der neuguinei-
schen Regierung ist es trotz des 
Expanded Program on Immunisa-
tion (EPI) im National Health Plan 
2011-2020 nicht gelungen, die 
Impfquote zu steigern. Unter dem 
Impfmangel leiden vor allem Kin-
der in den entlegenen Regionen 
des Hochlandes sowie in der Re-
gion rund um Mamose. Das Prob-
lem liegt u.a. in der mangelhaften 
und unzuverlässigen Stromver-
sorgung von Aid-Posts in den 
Dörfern. Die meisten Impfstoffe 
müssen kühl gelagert werden, die 
Kühlkette darf dabei auch zum 
Transport nicht unterbrochen 
werden. Die Impfstoffe gelangen 
meist gar nicht oder ungekühlt in 
die infrastrukturell wenig er-
schlossenen Gebiete des Staa-
tes. (Post-Courier 04.08.15, 

https://www.aerzte-ohne-
grenzen.de/countryregion/papua-new-
guinea) 

 
 

BOUGAINVILLE 
 

John Momis ist erneut  
Präsident 

 
John Momis ist der neue-alte 
Präsident der autonomen Region 
Bougainville. Er konnte sich mit 
51.382 Stimmen gegen seinen 
Konkurrenten Ismael Toroama 
durchsetzen. Dieser bekam nur 
18.466 Stimmen. Vize-Präsident 
wurde Patrick Nisira, ein ehema-
liger Kombattant der Bougainville 
Revolutionary Army. 
 
Momis ist bereits seit fünf Jahren 
im Amt und hat nun die zweite 
fünfjährige Legislaturperiode vor 
sich. Die deutliche Mehrheit der 
Stimmen ist ein Signal der Bevöl-
kerung, die auf politische Kontinu-
ität setzte angesichts des Refe-
rendums über den künftigen poli-
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tischen Status Bougainvilles im 
Jahr 2019. 
 
Info: Zu den Wahlen Mitte Mai 
waren 342 Kandidaten angetre-
ten, darunter nur elf Frauen. Sie 
ließen sich für die 33 Sitze im 
Parlament aufstellen. Erstmals 
wurde eine Frau direkt nach 
Stimmen ins Parlament gewählt, 
die ehemalige Lehrerin Josephine 
Getsi. (ABC 03.06.15, Radio Australia 

08.06.15, Post-Courier 16.06.15) 

 
 

SALOMONEN 
 

Britische Orden für 13 
Menschen 

 
13 Menschen aus den Salomo-
nen sind in diesem Jahr von der 
britischen Königin Elisabeth II. 
geehrt worden. Mit dem „Order of 
the British Empire“ (OBE) wurden 
ausgezeichnet: 
 
Bischof Richard Parcel Naramana 
für seine Verdienste um Bildung, 
Erziehung und das Sozialwesen. 
Steven Firibaea für seinen Ein-
satz im Dienst der Polizei. 
Walter Folotalu für seinen Einsatz 
für die nationale Sicherheit.  
Emmanuel Kouhota für Verdiens-
te um die Einwanderungspolitik 
der Salomonen.  
Moses Ramo für seinen Einsatz 
für die Wahrung der Menschen-
rechte. 
Pfarrer Nathan Tome für seinen 
Einsatz für dörfliche Entwicklung 
sowie Frau Moddie Nanau von 
der Solomons Islands Broadcas-
ting Association für ihr langjähri-
ges Engagement für den Hörfunk.  
 
Weitere sechs Personen erhielten 
die britische Verdienstmedaille 
„British Empire Medal“. 
(http://www.sibconline.com.sb/13-named-
2015-queens-honours-awards/) 

 
 

Gehaltslisten aktualisiert 
 
Die Regierung der Salomonen 
hat eine landesweite Studie 
durchgeführt und dabei kontrol-
liert, ob die auf der regierungsei-
genen Gehaltsliste genannten 

Personen überhaupt noch in ihren 
Jobs arbeiten. Unter Leitung ei-
nes Staatssekretärs des Bil-
dungsministeriums wurden dabei 
vor allem Schulen und Bildungs-
einrichtungen auf dem Land kon-
trolliert. Dabei stellten die Kontrol-
leure fest, dass 50 Lehrer und 
Lehrerinnen auf der Gehaltsliste 
der Regierung nicht mehr in ihren 
Positionen anzutreffen waren. 
Mattias Kutai, Leiter der Abteilung 
Bildung im Ministerium, erklärte, 
man habe diese Personen nun 
von der Gehaltsliste gestrichen. 
Es sei im ländlichen Raum ext-
rem schwierig, zu kontrollieren, 
ob Lehrer wirklich arbeiteten. 
Derzeit plane die Regierung eine 
umfassende Reform des Bil-
dungswesens auf den Salomo-
nen, erklärte Kutai weiter. (Radio NZ 

Intern. 21.07.15) 

 
 

FIDSCHI 
 
[Alle Artikel in dieser Rubrik stammen 
vom Vorstandsvorsitzenden des Pazi-
fik-Netzwerkes, Oliver Hasenkamp, 
Berlin.] 

 
Polizei geht gegen Separa-
tisten-Bewegungen vor – 
geheimes militärisches 

Training aufgedeckt 
 
Fidschi geht verstärkt gegen An-
hänger einer Seperatistenbewe-
gung vor. Wie in der letzten Aus-
gabe der Pazifik aktuell berichtet, 
hatten Aktivisten in den Provinzen 
Ra und Nadroga-Navosa zwei so 
genannte souveräne christliche 
Staaten ausgerufen, deren Ab-
spaltung von Fidschi sie forder-
ten. Inzwischen sind weitere Ein-
zelheiten zu den Vorgängen be-
kannt und die Polizei hat bei meh-
reren großangelegten Razzien 
zahlreiche Menschen verhaftet. 
Weiter dramatisch zugespitzt hat 
sich die Lage Anfang August, als 
Anwohner von einem geheimen 
Training im militärischen Stil, das 
von einem ehemaligen fidschiani-
schen Angehörigen der britischen 
Armee durchgeführt worden sein 
soll, in der Provinz Ra berichtet 
hatten. Das Training wurde um-
gehend aufgelöst, seitdem geht 
die Regierung aber von der Be-

reitschaft zu bewaffneten Aktio-
nen einiger der Anhänger der Ab-
spaltungsbewegung aus und 
sucht nach möglichen Waffenver-
stecken. Die Polizei überwacht 
auch die Küste, um mögliche von 
See kommende Waffenlieferun-
gen zu unterbinden. Ende August 
wurden 140 Soldaten in der be-
troffenen Region stationiert, die 
bei der Suche nach Waffen und 
der Stabilisierung der Region hel-
fen sollten. Berichten zur Folge 
sollen zwei als Landwirtschafts-
berater getarnte Angehörige der 
Armee bereits zuvor in der Regi-
on aktiv gewesen sein, um Akti-
vistenkreise zu unterlaufen. Sie 
berichteten davon, dass es be-
reits über einen Zeitraum von 3 
Monaten geheime Trainings für 
etwa 20 Aufständische in den 
Yaqara Hills gegeben habe und 
dabei zumindest Nachbildungen 
echter Waffen genutzt worden 
seien. Die Provinzen Ra (im 
Nordosten) und Nadroga-Navosa 
(im Süden zwischen Nadi und 
Suva)  gehören beide zur Verwal-
tungseinheit der „Western Divisi-
on“ auf Fidschis Hauptinsel Viti 
Levu. 
 
Die fidschianische Staatsanwalt-
schaft hat bis Ende August An-
klage gegen insgesamt 68 Per-
sonen erhoben, denen aufrühreri-
sche Aktivitäten und teilweise 
auch die mögliche Vorbereitung 
von Gewalttaten vorgeworfen 
wird. Fidschis Generalstaatsan-
walt Christopher Pryde betonte 
jedoch, dass es bei den meisten 
der Angeklagten keine Hinweise 
auf Verbindungen zu dem gehei-
men para-militärischen Training 
gebe. Verteidiger der Angeklag-
ten werfen Polizei und Regierung 
vor, dass viele der Angeklagten 
ohne erkennbaren Grund länger 
als die erlaubten 48 Stunden 
festgehalten wurden, bevor sie 
einem Gericht vorgeführt wurden. 
Ein Verteidiger, der mehr als 20 
der Angeklagten vertritt, sagte in 
einem Interview mit dem Radio-
sender Radio New Zealand Inter-
national, es sei sehr schwierig, für 
die Angeklagten Gerechtigkeit zu 
erwirken. Trotz der großen Zahl 
der Verhaftungen ist weiterhin 
davon auszugehen, dass es sich 
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um Einzeltäter handelt, die weder 
die Unterstützung der Provinzre-
gierungen noch lokaler Räte oder 
Häuptlingsfamilien genießen. 
Diese haben seit Aufdeckung der 
Aktivitäten stets ihre Loyalität zur 
Regierung beteuert. Auch die 
Regierung spricht davon, dass 
die Zusammenarbeit mit den lo-
kalen Behörden und Regierungen 
ausgezeichnet sei. Viel diskutiert 
wurde in den fidschianischen Me-
dien jedoch eine als "Rebellen-
flagge" bezeichnete Fahne der 
Bewegung, die tagelang auf dem 
Grundstück eines wichtigen, kurz 
zuvor verstorbenen ehemaligen 
Dorfvorstehers in der Region 
Nadroga-Navosa geweht haben 
soll, bevor Polizisten die Fahne 
schließlich abnahmen. Die Nach-
fahren des Mannes weigerten 
sich trotz der Aufforderung des 
lokalen Häuptlings, die Flagge, 
welche ein rotes Kreuz und eine 
aufgehende Sonne auf hellblau-
em Grund zeigte, abzunehmen. 
 
Wie genau die Bewegung ver-
netzt ist, ist weiter unklar. Nach 
bisherigem Kenntnisstand ist al-
lerdings eher von einer lockeren 
informellen Vernetzung radikaler 
Regierungsgegner ohne feste 
Strukturen auszugehen. Ur-
sprünglich soll der erste Anstoß 
für die Ausrufung der zwei souve-
ränen christlichen Staaten sogar 
von Exil-Fidschianern aus Austra-
lien gekommen sein (siehe letzte 
Ausgabe). Bei den Anhängern 
der Bewegung handelt es sich um 
i-taukei (indigene Fidschianer), 
die den Kurs der Regierung ab-
lehnen, die sich um Aussöhnung 
zwischen i-taukei und indisch-
stämmigen Fidschianern bemüht 
und versucht, eine gemeinsame 
fidschianische Identität zu be-
schwören. Die Regierung ist im 
September letzten Jahres mit 
großer Mehrheit gewählt worden, 
setzt sich im Wesentlichen aber 
aus denselben Mitgliedern zu-
sammen, die seit 2006 bereits der 
militärischen Übergangsregierung 
angehört haben. Premierminister 
Voreqe Bainimarama sagte, man 
werde die Versuche, Instabilität 
im Land zu verbreiten, nicht tole-
rieren. Das Land habe lange ge-
nug unter einer radikalen Minder-

heit, die ihre eigenen Interessen 
ohne Rücksichtnahme auf andere 
Bevölkerungsgruppen durchset-
zen wollte, gelitten. Daher werde 
man jeden Aufstand niederschla-
gen. Die Unterstützer der Separa-
tistenbewegung wollen hingegen 
die langjährige politische Vor-
machtstellung der i-taukei, die in 
der Vergangenheit unter anderem 
durch Militärputsche (1987) und 
die versuchte Machtübernahme 
bewaffneter Gruppen (2000) ge-
sichert worden ist,  aufrecht erhal-
ten und das Christentum als 
Staatsreligion festschreiben. Eini-
ge dieser Positionen werden auch 
von der größten fidschianischen 
Oppositionspartei SODELPA ge-
teilt, weshalb immer wieder über 
Verbindungen der Partei zu der 
Bewegung spekuliert wird. Auch 
wenn einige Vertreter der Partei 
öffentlich Sympathien für die Be-
wegung geäußert haben, streitet 
die Partei offiziell jedoch ab, in ir-
gendeiner Weise mit dieser zu-
sammenzuarbeiten. (Radio New Zea-

land International 25.8.2015, 21.8.2015, 
18.8.2015, 17.8.2015, 15.8.2015, 14.8.2015, 
12.8.2015, Fiji Sun 22.8.2015, 20.8.2015, 
19.8.2015, 17.8.2015, 15.8.2015, 14.8.2015, 
12.8.2015, ABC 20.8.2015, 17.8.2015, The 
Telegraph 13.8.2015, Fiji One 13.8.2015) 

 
 

Neue Flagge erst 2016 
 
Wie in den vorhergegangenen 
Ausgaben der Pazifik aktuell be-
richtet, gibt es in Fidschi derzeit 
eine kontroverse Debatte über die 
Einführung einer neuen National-
flagge. Ursprünglich war es der 
Wunsch der fidschianischen Re-
gierung, dass die neue Flagge 
bereits zum Unabhängigkeitstag 
im Oktober gehisst werden sollte.  
Zumindest was den Zeitplan an-
geht, ist der fidschianische Pre-
mierminister Voreqe Bainimara-
ma inzwischen zurückgerudert 
und hat am 30. Juni bekanntge-
geben, dass die neue Flagge erst 
im kommenden Jahr festgelegt 
werden soll. Weiterhin festgehal-
ten wird aber an dem Plan, dass 
das Parlament über einen vom 
Kabinett ausgesuchten Entwurf 
abstimmen soll, ohne dass es ein 
Referendum oder die Möglichkeit 
der Beibehaltung der bisherigen 
Flagge gibt. Das Kabinett soll da-

bei aus einer Liste von Entwürfen 
entscheiden, welche eine Exper-
tenkommission aus den aus der 
Bevölkerung eingegangenen Ein-
sendungen zusammenstellt. Im 
Juni hat die Kommission bereits 
eine erste Liste mit 23 Entwürfen 
aus den damals mehr als 2.000 
eingegangenen Einsendungen 
erstellt. Im Internet kann man sich 
unter http://www.newfijiflag.com 
durch die Favoriten der Kommis-
sion klicken und diese auch be-
werten. Neben dem Internet hat 
es im Laufe des Junis auch be-
reits Konsultationen in Städten 
und Dörfern gegeben, um Mei-
nungen aus der Bevölkerung ein-
zuholen. Nach der Bekanntgabe 
der Verschiebung des bisherigen 
Zeitplans können nun aber bis 
Ende des Jahres weitere Vor-
schläge an die Kommission ge-
macht werden. Die bisherigen 
Entwürfe ähneln sich allesamt 
und basieren auf dem bereits von 
der derzeitigen Flagge bekannten 
hellen Blauton. Die Beibehaltung 
dieser Grundfarbe war eine der 
Vorgaben der Regierung. Die 
Opposition kritisiert diese Vorga-
ben und vor allem, dass es keine 
Möglichkeit geben soll, für die 
Beibehaltung der bisherigen 
Flagge zu votieren. Oppositions-
politiker hatten angekündigt, die 
neue Flagge nicht akzeptieren zu 
wollen und sogar bereit zu sein, 
für das weitere Hissen der bishe-
rigen Flagge ins Gefängnis zu 
gehen. Inzwischen ist die öffentli-
che Debatte aber zumindest vo-
rübergehend deutlich abgeklun-
gen. (Fiji Times 1.7.2015, Fijian Govern-

ment 30.6.2015, 6.7.2015, Fiji One 
6.7.2015, www.newfijiflag.com, Portland 
Flag Association) 

 
 

Militärchef tritt zurück 
 
Nach nur 18 Monaten im Amt ist 
der Kommandeur des fidschiani-
schen Militärs, Mosese Tikoitoga, 
Anfang August zurückgetreten. Er 
war Anfang 2014 Voreque Bai-
nimarama nachgefolgt, der die 
Position viele Jahre bekleidet hat-
te und das Land seit einem Mili-
tärputsch im Jahr 2006 auch als 
Übergangspremierminister regiert 
hatte. Bainimarama hatte den 

http://www.newfijiflag.com/
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Posten vor den demokratischen 
Wahlen im vergangenen Jahr, 
aus denen er als gewählter Pre-
mierminister hervorgegangen ist, 
abgegeben. Wie Bainimarama bei 
einer Pressekonferenz vor hoch-
rangigen Militärvertretern bekannt 
gab, an der Tikoitoga selbst nicht 
teilnahm, wird dieser nun als Bot-
schafter in Südafrika gehandelt. 
Bis zur Ernennung eines Nach-
folgers wurde vorübergehend 
Viliame Naupoto als geschäfts-
führender Kommandeur einge-
setzt. Er hat in verschiedenen 
Funktionen als Minister unter 
Bainimarama gedient, bevor er in 
diesem Jahr als Stabschef zum 
Militär zurückgekehrt ist. Für die 
Rolle des Nachfolgers werden 
zwei Personen gehandelt. Eine 
Entscheidung für einen der Kan-
didaten soll fallen, wenn beide 
sich wieder in Fidschi aufhalten. 
Dabei handelt es sich um Ratu 
Jone Kalouniwai, der derzeit noch 
als Stabschef der UN-Mission 
UNDOF auf den Golan-Höhen an 
der Grenze zwischen Israel und 
Syrien eingesetzt ist, und den 
Kommandeur der Landstreitkräf-
te, Sitiveni Qiliho, der zum Zeit-
punkt des Rücktritts den Verteidi-
gungsminister bei einer Auslands-
reise zu den fidschianischen 
Streitkräften im Nahen Osten be-
gleitete. 
 
Unklar ist, ob es hinter den Kulis-
sen möglicherweise weitere 
Gründe für den Rücktritt gegeben 
haben könnte. Gemessen an der 
wichtigen Rolle des Militärs in der 
fidschianischen Politik in vergan-
genen Jahrzehnten dürfte der nun 
angekündigte diplomatische Pos-
ten eher eine Degradierung für 
Tikoitoga bedeuten. Dies könnte 
sowohl dafür sprechen, dass Bai-
nimarama seinen Einfluss auf das 
Militär nicht abgeben möchte, als 
auch dafür, dass er versucht, die 
Macht des Militärs tatsächlich zu 
beschneiden - entweder, um sei-
ne eigene Position zu festigen, 
oder aber um seine Versprechen 
einer nachhaltigen Demokratisie-
rung des Landes und der Verrin-
gerung des politischen Einflusses 
des Militärs umzusetzen. Dies 
könnte auch durch eine Verhinde-
rung von zu großer Kontinuität 

und somit Machtkonzentration im 
Militär geschehen. (Radio New Ze-

aland International 1.8.2015, Fiji Sun Online 
18.8.2015) 

 
 

Streit in der  
Oppositionspartei 

SODELPA 
 
Innerhalb der größten fidschiani-
schen Oppositionspartei 
SODELPA kommt es derzeit zu 
parteiinternen Auseinanderset-
zungen. Die Parteivorsitzende 
und Oppositionsführerin Ro 
Teimumu Kepa sieht sich Rück-
trittsforderungen ausgesetzt, 
nachdem sie sich mit dem Präsi-
denten der SODELPA-Partei und 
weiteren hochrangigen 
SODELPA-Politikern überworfen 
hat. Schon seit längerer Zeit wer-
fen ihr parteiinterne Kritiker einen 
Mangel an politischer Strategie 
sowie unzureichende Transpa-
renz in der Arbeit des von ihr ge-
leiteten Oppositionsbüros vor. 
Entbrannt ist der Streit nun über 
einen geheimen internen Bericht, 
welcher der Tageszeitung Fiji Sun 
zugespielt wurde. Der Bericht ist 
unter einem Synonym verfasst 
und angeblich von gut informier-
ten Parteimitgliedern geschrieben 
worden, die Einsicht in vertrauli-
che Dokumente und Unterlagen 
erhalten haben, darunter unter 
anderem Dokumente zu Ent-
scheidungsprozessen und Bank-
daten. Der Bericht soll zu einem 
vernichtenden Fazit zur Arbeit 
des Oppositionsbüros kommen 
und den Rücktritt von Ro Teimu-
mu nahelegen. Während eine 
Gruppierung in der Partei Ro 
Teimumu unterstützt und die Be-
deutung und Glaubwürdigkeit des 
Berichts in Frage stellt, fordern 
andere Mitglieder, die von dem 
Abgeordneten Mosese Bulitavo 
angeführt werden, eine umfang-
reiche und transparente Aufklä-
rung zu den in dem Bericht erho-
benen Vorwürfen. Bulitavo drohte 
inzwischen mit einem Rücktritt für 
den Fall, dass es keine Aufklä-
rung geben sollte.  
 
Insbesondere kommt der gehei-
me Bericht zu dem Schluss, dass 
das Oppositionsbüro wichtige 

Entscheidungen ohne Konsultati-
on mit den eigentlich zuständigen 
Gremien der Partei getroffen ha-
be. Diesen Vorwurf hatte bereits 
vor der Veröffentlichung des Be-
richts der Präsident der Partei, 
Ratu Naiqama Lalabalavu, in ei-
nem Schreiben an Ro Teimumu 
geäußert. Lalabalavu war erst im 
Juni zum neuen Präsidenten der 
Partei gewählt worden, nachdem 
sein Vorgänger im Frühjahr zu-
rückgetreten war. Als Präsident 
ist er nicht primär für die politi-
schen Alltagsgeschäfte zustän-
dig, sondern übernimmt insbe-
sondere repräsentative Funktio-
nen und soll SODELPA auf die 
Wahl im Jahr 2018 vorbereiten. 
Für Aufsehen sorgte er bereits im 
Mai, als ihm das fidschianische 
Parlament mit der Mehrheit der 
Regierungspartei FijiFirst für zwei 
Jahre sein Rederecht im Parla-
ment entzog, nachdem er den 
Parlamentspräsidenten beleidigt 
hatte. Die Entscheidung wurde 
von der Opposition, die daraufhin 
Sitzungen boykottierte, heftig kri-
tisiert. 
In seinem Schreiben an Ro 
Teimumu beklagt sich Lalabalavu 
insbesondere über die Reaktion 
des Oppositionsbüros auf den 
Rücktritt von Mosese Tikoitoga 
als Kommandeur des fidschiani-
schen Militärs (siehe oben). Au-
ßerdem werden der Parteivorsit-
zenden auch die unabgesproche-
ne Besetzung von Ausschusspos-
ten und Veröffentlichung von Er-
klärungen sowie die hohen Ge-
hälter von Beschäftigten des Op-
positionsbüros vorgeworfen. Auch 
der Principal Administrative 
Officer der Partei, Mick Beddoes, 
hat eine parteiinterne Beschwer-
de gegen Ro Teimumu einge-
reicht, über die der Parteivorstand 
noch befassen muss. Von 2002 
bis 2004 und 2006 war Beddoes 
selbst zweimal Oppositionsführer, 
damals noch als Mitglied der in-
zwischen aufgelösten United Pe-
oples Party. Er ist bekannt dafür, 
dass er inhaltlich andere Positio-
nen als zahlreiche andere Füh-
rungskräfte der Partei vertritt. (Fiji 

Sun 19.8.2015, 17.8.2015, Fiji Times 
28.6.2015, 27.76.2015, Radio New Zealand 
International 20.8.2015, 27.6.2015, 
27.5.2015, Fiji Broadcasting Corporation 
24.8.2015, 14.8.2015, Wikipedia) 
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Bainimarama entschuldigt 
sich bei Kanada-Reise bei 

indischstämmigen  
Fidschianern 

 
Fidschis Premierminister Voreqe 
Bainimarama hat Anfang August 
Kanada besucht und sich bei 
Veranstaltungen mit in Kanada 
lebenden Fidschianern für Unter-
drückung und Gewalt gegen in-
disch-stämmige Fidschianer in 
den vergangenen Jahrzehnten 
entschuldigt. Anlässlich der „Fiji 
Day Celebrations“ in Vancouver 
sagte Bainimarama, die Benach-
teiligung indisch-stämmiger Fid-
schianer, welche dazu geführt 
hätte, dass diese sich in ihrem ei-
genen Geburtsland nicht will-
kommen gefühlt hätten, sei die 
beschämendste Episode in der 
fidschianische Geschichte. Viele 
Fidschianer hätten sich ausge-
schlossen und ungewollt in ihrem 
Heimatland gefühlt und seien in 
andere Länder wie Kanada aus-
gewandert, weil sie zu Fremden 
im eigenen Land geworden seien. 
Dies sei bis heute ein großer Ver-
lust für Fidschi. Bainimarama be-
zeichnete die gegen indisch-
stämmige Fidschianer gerichteten 
Militärputsche und die Gewalt in 
den Jahren 1987 und 2000, die 
zur Auswanderung zahlreicher 
indisch-stämmiger Fidschianer 
geführt hatten, als den dunkelsten 
Teil der Geschichte des Landes. 
Es handele sich um verlorene 
Jahre für Fidschi. Gleichzeitig 
seien die ausgewanderten Fid-
schianer für Kanada ein Segen 
und eine große Bereicherung ge-
wesen. Ihr Erfolg dabei, sich in 
einem neuen Land niederzulas-
sen, sei ein Triumph des fidschi-
anischen Geistes. Er warb dafür, 
dass die ausgewanderten Fid-
schianer sich über noch in Fidschi 
lebende Familienangehörige und 
wirtschaftliche Aktivitäten weiter-
hin für ihr Heimatland einsetzten. 
Er bezeichnete das heutige Fid-
schi als ein „neues Fidschi“, in 
dem die Gleichheit aller Men-
schen sich nun in der Verfassung 
und in den Gesetzen widerspie-
gele, in Schulen gelehrt und im 
Alltag gelebt würde. Gleichzeitig 
kritisierte er die Opposition, deren 

Vertreter weiterhin der Meinung 
seien, der Begriff „Fidschianer“ 
müsse für die indigenen i-taukei 
vorbehalten bleiben. (Fiji Sun 

8.8.2015, 10.8.2015) 

 
 

Öffentliche 
Haushaltskonsultationen 

 
Fidschi will erstmals öffentliche 
Konsultationen zu seinem Haus-
halt durchführen. Der von der 
Regierung ausgearbeitete Haus-
haltsplan für das Jahr 2016 solle 
nicht einfach vom Parlament ab-
gestimmt werden, sondern zuvor 
ausgiebig mit der Bevölkerung 
diskutiert werden. Der stellvertre-
tende Premierminister Aiyaz 
Sayed-Khaiyum forderte die Be-
völkerung auf, von diesem Recht 
Gebrauch zu machen und bereits 
jetzt mündliche oder schriftliche 
Vorschläge einzureichen. Konsul-
tationsveranstaltungen soll es in 
den Städten Suva, Nadi, Lautoka 
und Labasa geben. Sayed-
Khaiyum sagte, es ginge nicht da-
rum, dass der Haushalt den Er-
wartungen der Regierung ent-
spreche, sondern den Erwartun-
gen der Bevölkerung. Mit den öf-
fentlichen Konsultationen im 
Haushalt beschreitet Fidschi tat-
sächlich einen innovativen Weg, 
wie die von der Bevölkerung ein-
gereichten Vorlagen letztlich be-
rücksichtigt werden sollen, ist je-
doch noch unklar.  
 
In vergleichbaren Fällen, wie bei 
der Suche nach einer neuen Lan-
desflagge (Artikel siehe oben) 
oder der Ausarbeitung einer neu-
en Verfassung, sind die Konsulta-
tionsprozesse bisher recht un-
übersichtlich und chaotisch abge-
laufen und die Regierung musste 
sich dafür kritisieren lassen, viele 
Einsendungen nicht zu berück-
sichtigen. (Fiji Sun 23.8.2015) 

 
 
 
 
 
 
 
 

Bainimarama und weitere 
Staats- und Regierungs-
chefs reisen nach Indien 

 
Fidschis Premierminister Voreqe 
Bainmaama hat eine Delegation 
aus dem Pazifik zu einem Staats-
besuch in Indien angeführt. In der 
indischen Stadt Jaipur fand am 
21. August 2015 das Forum for 
India-Pacific Islands Co-operation 
(FIPIC) statt. Neben Bainimarama 
nahmen insgesamt 9 weitere 
Staats- oder Regierungschefs 
aus dem Pazifik an dem Treffen 
teil. Auf der Tagesordnung stan-
den insbesondere wirtschaftliche 
Themen und der Klimawandel. 
Bainimarama forderte Indiens 
Premierminister Nahendra Modi 
auf, sich in der Klimadebatte ge-
meinsam mit dem Pazifik gegen 
die „Koalition der Selbstsüchti-
gen“ („Coalition of the Selfish“) in 
den Industrieländern zu stellen. 
Bereits im letzten Jahr hatte es in 
Fidschi auf Initiative des Landes 
und Indiens ein erstes Treffen 
gegeben, mit dem Indien einen 
Startschuss für einen Ausbau 
seiner Beziehungen zum Pazifik 
setzen wollte. Am Rande des 
diesjährigen Treffens hat Indien, 
selbst in weiten Teilen des Lan-
des chronisch unterentwickelt, 
Fidschi bis zu 200.000 US-$ (ca. 
175.000 €) Entwicklungshilfe ver-
sprochen. Schon vor dem Staats-
besuch hat Fidschi bekanntgege-
ben, in Zukunft Indiens Anliegen, 
permanentes Mitglied des UN-
Sicherheitsrats zu werden, zu un-
terstützen. Zusammen mit Indien 
bemüht sich unter anderem auch 
Deutschland um einen solchen 
permanenten Sitz. (Fiji Sun 23.8.2015, 

12.8.2015, 30.7.2015, Fiji Times 22.8.2015, 
Times of India 17.8.2015) 

 
 

Fiji Labour Party feiert 
30-jähriges Bestehen 

 
Die Fiji Labour Party hat Anfang 
August bei einem Parteikongress 
ihr 30-jähriges Bestehen gefeiert. 
Die Partei hat über viele Jahre 
hinweg die fidschianische Politik 
entscheidend mitgeprägt und war 
in der Vergangenheit vor allem 
als Gegenpol zu radikalen Partei-
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en aufgetreten, welche mit ihrer 
Politik die indisch-stämmige Be-
völkerung des Landes benachtei-
ligten. Bei den Wahlen im ver-
gangenen Jahr war die Partei 
aber überraschend auf gerade 
einmal 2,4 % abgestürzt und hat-
te keinen einzigen Parlamentssitz 
erhalten, vermutlich, weil ein 
Großteil ihrer Wählerklientel für 
die Regierungspartei FijiFirst von 
Premierminister Voreqe Bainima-
rama stimmten. Mit dazu beige-
tragen haben dürfte auch, dass 
der Vorsitzende und Spitzenkan-
didat der Fiji Labour Party, der 
frühere Premierminister Mahen-
dra Chaudhry, kurz vor der Wahl 
wegen Steuerhinterziehung verur-
teilt wurde und bei der Wahl nicht 
mehr antreten durfte (siehe Aus-
gabe von August 2014). Der Par-
teikongress hält jedoch weiterhin 
an dem 73-jährigen Chaudhry als 
Anführer der der Partei fest und 
beschloss bereits jetzt, dass die-
ser die Partei in die Wahlen im 
Jahr 2018 führen soll. Noch im 
Juli hatte Chaudhry in einem In-
terview davon gesprochen, dass 
er nach 23 Jahren an der Spitze 
der Partei eigentlich abtreten wol-
le.  
Chaudhry ist Gründungsmitglied 
der Partei und wurde 1999 zum 
ersten und bisher einzigen in-
disch-stämmigen Premierminister 
Fidschis gewählt, bereits ein Jahr 
später aber von bewaffneten Put-
schisten als Geisel genommen. 
Nach einer Militärintervention, 
welche die Geiselnahme beende-
te,  wurde er vom Militär nicht er-
neut als Premierminister einge-
setzt. Nach einer erneuten Inter-
vention des Militärs unter dem 
heutigen Premierminister Voreqe 
Banimarama im Jahr 2006 gehör-
te Chaudhry zwei Jahre der 
Übergangsregierung an, ist heute 
aber unter den stärksten Kritikern 
des Regierungschefs. So kritisier-
te die Fiji Labour Party bei dem 
Jubiläumsparteitag auch, dass 
die Opposition zu wenig politi-
schen Spielraum habe und im öf-
fentlichen Diskurs übergangen 
werde. (Fiji Sun 2.8.2015, Fiji Times 

2.8.2015, Wikipedia, Radio New Zealand In-
ternational 3.7.2015, Fiji Labour Party 
8.7.2015) 

 
 

Thailands Premierminister 
eröffnet Pacific Islands  

Development Forum 
 

Vom 2. bis zum 4. September fin-
det in Suva das diesjährige Tref-
fen des Pacific Islands Develo-
ping Forum (PIDF) statt. Inhaltli-
che Themen sollen insbesondere 
der Klimawandel sein. Außerdem 
soll über dem Inhalt der Satzung 
der Organisation debattiert wer-
den und ein Generalsekretär er-
nannt werden. Die Regionalorga-
nisation wurde von Fidschi 2013 
(zuvor gab es mehrere informelle 
Treffen) ursprünglich als Gegen-
spieler zum Pacific Islands Forum 
(PIF) gegründet, nachdem dieses 
Fidschi 2009 wegen der anhal-
tenden Militärregierung in dem 
Land suspendiert hatte. Inzwi-
schen ist die Suspendierung zwar 
aufgehoben, weigert sich Fidschi 
aber wegen der Dominanz Aust-
raliens und Neuseelands in die 
Organisation, die ihr Sekretariat 
ebenfalls in der fidschianischen 
Hauptstadt hat, zurückzukehren. 
Dem PDIF gehören die pazifi-
schen Inselstaaten, aber nicht 
Australien und Neuseeland an. 
Dennoch werden beide Staaten 
diesmal Beobachterdelegationen 
zu dem Treffen senden. Neusee-
land plant Berichten zur Folge 
sogar auf Ministerebene teilzu-
nehmen, auch wenn noch nicht 
bekannt ist, welcher Minister nach 
Fidschi reisen wird. Dies kann als 
eine weitere Aufwertung der Be-
deutung der Organisation inter-
pretiert werden. Gleichzeitig kann 
der Austausch mit Australien und 
Neuseeland nicht darüber hin-
wegtäuschen, dass das PIDF 
deutlich stärker auf Asien und 
insbesondere China, ein enger 
Verbündeter Fidschis, ausgerich-
tet ist. So wird das Forum in die-
sem Jahr auch von einem Gast 
aus Südostasien, dem thailändi-
schen Übergangspremierminister 
Prayuth Chan-ocha, eröffnet. Der 
frühere thailändische Militärchef 
Prayuth weist eine ähnliche „Kar-
riere“ wie Fidschis Premierminis-
ter Voreqe Bainimarama auf: 
Prayuth wurde im vergangenen 
Jahr von einer vom Militär einge-
setzten Volksversammlung zum 
Premierminister gewählt, nach-

dem das Militär zuvor nach mona-
telangen Protesten die damalige 
Regierung von Yingluck Shina-
watra abgesetzt hatte. Bevor es 
2016 Neuwahlen geben soll, wol-
len Chan-ocha und sein Kabinett 
eine neue Verfassung ausarbei-
ten, von der es heißt, dass sie 
nachhaltigere demokratische 
Strukturen schaffen soll.  Fidschis 
Premierminister Bainimarama war 
im vergangenen Jahr gewählt 
worden, nachdem er das Land 
zuvor seit einem von ihm ange-
führten Militärputsch im Jahr 2006 
als Übergangspremierminister re-
giert hatte. Auch er nimmt für sich 
in Anspruch, dass sein Putsch 
der letzte in Fidschi gewesen sein 
soll und er in Wahrheit bleibende 
Demokratie gebracht habe. 
Prayuth reist bereits einen Tag 
vor Eröffnung des PIDF-Treffens 
zu einem offiziellen Staatsbesuch 
in Fidschi an, um unter anderem 
Gespräche zum Ausbau der wirt-
schaftlichen Beziehungen zu füh-
ren. (Fiji Sun 18.8.2015) 

 
 

VANUATU 
 

Neuer Premierminister 
 
Sato Kilman (geb. 1957) ist seit 
Mitte Juni neuer Premierminister 
von Vanuatu. Der ehemalige Au-
ßenminister, der erst Ende Mai 
aus seinem Ministeramt entlas-
sen worden war, konnte sich 
durchsetzen. Er bekam drei 
Stimmen mehr als sein Heraus-
forderer Ham Lini von der Oppo-
sition. Kilman ist Nachfolger von 
Joe Natuman (geb. 1952), der mit 
27 zu 25 Stimmen durch ein 
Misstrauensvotum abgesetzt 
wurde.  
 
Innerhalb von sieben Jahren hat 
der Premierminister von Vanuatu, 
bedingt durch Misstrauensvoten, 
neunmal gewechselt. Joe Na-
tuman war im März 2014 eben-
falls durch ein Misstrauensvotum 
an die Macht gekommen. Damals 
hatte das Parlament dem amtie-
renden Premierminister Moana 
Carcasses Kalosil das Vertrauen 
entzogen und Natuman mit 40 
von 52 Stimmen zum Premier 

https://de.wikipedia.org/wiki/Moana_Carcasses_Kalosil
https://de.wikipedia.org/wiki/Moana_Carcasses_Kalosil
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gewählt. Bereits in den Jahren 
2010 und 2011 war Kilman für ei-
nige Monate als Premierminister 
im Amt. Er bestimmte jetzt Moana 
Carcasses zu seinem Stellvertre-
ter. Auch der ehemalige Premi-
erminister Serge Vohor (im Amt 
1995, 1996 und 2004) erhielt ei-
nen Ministerposten, er wurde zum 
Außenminister ernannt.  
(Radio NZ Intern. 11.06.15, Flash d’Océanie 
12.06.15, Wikipedia) 

 
 

† Edward Natapei 
 
Der frühere Premierminister und 
Parteivorsitzende der oppositio-
nellen Vanua’aku Pati, Edward 
Natapei, ist am 28. Juli im Alter 
von 61 Jahren nach langer 
Krankheit gestorben.  
Natapei wurde 1983 erstmals ins 
Parlament gewählt. Bis zu seinem 
Tod hatte der Politiker verschie-
dene Ämter inne, u.a. war er im 
März 1999 sogar für einige Tage 
Präsident des Staates. Außerdem 
diente Natapei zweimal als Pre-
mierminister, seit 2013 unter 
Premier Moana Carcasses war er 
Außenminister. Zuletzt war Nata-
pei unter der Regierung von Sato 
Kilman in die Opposition gegan-
gen. (Radio NZ Intern. 28.07.15, Wikipe-

dia) 

 
 

Erste Ärzte aus Vanuatu 
 
Die ersten zwölf Ni-Vanuatus ha-
ben ihr Examen an der Havanna 
Latin American Medical School 
bestanden und ihre Approbation 
als Ärzte bekommen. Die zwölf 
Ärzte hatten in den vergangenen 
sieben Jahren mit Unterstützung 
eines kubanischen Stipendiums 
an der Medizinischen Hochschule 
in Havanna studiert. Sie sollen 
nun nach Vanuatu zurückkehren 
und helfen, den chronischen Ärz-
temangel im Staat zu beheben.  
 
Info: Vanuatu und Kuba unterhal-
ten seit 1980 diplomatische Be-
ziehungen. Die kubanische Re-
gierung fördert mithilfe von Sti-
pendien die Ausbildung von 
Fachkräften, u.a. von Kranken-
schwestern. Kuba hat auch Ärzte 
zur Ausbildung des einheimi-

schen Personals an das Zentral-
krankenhaus in Port Vila, der 
Hauptstadt von Vanuatu, ent-
sandt. (Radio NZ Intern. 27.07.15) 

 
 

KANAKY 
(NEUKALEDONIEN) 

 
Neuer Armeechef 

 
Am 1. August hat der französi-
sche Brigadegeneral Philippe 
Léonard sein Amt als Komman-
dant der französischen Streitkräf-
te von Neukaledonien (FANC, 
Forces Armées de Nouvelle-
Calédonie) angetreten. Er ist 
Nachfolger von Brigadegeneral 
Luc du Perron de Revel, der die-
ses Amt in den letzten beiden 
Jahren innehatte.  
Léonard war seit August 2013 
Oberkommandierender des Mili-
tärstützpunktes im südfranzösi-
schen Marseille und dort u.a. für 
die Sicherheit in dieser Metropole 
zuständig. 
(http://www.gouvernement.fr/conseil-des-
ministres/2015-07-08/mesures-d-ordre-
individuel) 

 
 

Konflikt zwischen  
Regierung, Bauunterneh-

men und Lastwagenfahrern 
paralysiert Neukaledonien 

 
Nach 15 Tagen hat sich der Kon-
flikt zwischen den Lastwagenfah-
rern, den Bergbauunternehmen 
und der neukaledonischen Regie-
rung am Freitag, den 21. August, 
noch einmal zugespitzt. Am Vor-
tag führten die Verhandlungen, 
die nach einer Woche gerade erst 
wieder aufgenommen worden wa-
ren, zu einem Kompromissvor-
schlag. Doch die Lastwagenfah-
rer hatten schließlich abgelehnt, 
den Vertrag zu unterzeichnen. 
Nach diesem Fehlschlag hatten 
die Lastwagenfahrer erneut meh-
rere Zugangsstraßen der Haupt-
stadt blockiert, ebenso wie meh-
rere verkehrstechnisch wichtige 
Punkte und Adern der Hauptinsel. 
Die Hauptstadt Nouméa konnte 
mit dem Auto weder erreicht noch 
verlassen werden. Nur Notdienste 
konnten noch in die Hauptstadt 

fahren bzw. sie verlassen. Die 
meisten Geschäfte blieben ge-
schlossen, die Einfahrt in den 
Mosel-Hafen, den wichtigsten 
Jachthafen der Stadt, war ver-
sperrt. Im Rest des Landes wur-
den Straßenblockaden errichtet, 
die von Privatfahrzeugen von Zeit 
zu Zeit passiert werden konnten. 
Laut der Industrie- und Handels-
kammer konnten 30 -80 % der 
Beschäftigten des Landes ihren 
Arbeitsplatz nicht erreichen. Dem 
neukaledonischen Radiosender 
Calédonie 1ère zufolge blieben 
viele Baustellen verwaist, Tank-
stellen fehlte das Benzin, Vieh-
wirtschaften sind bedroht, weil 
ihnen die Futtermittel fehlen. Die 
Streiks haben sogar die Universi-
tät erreicht, wo schriftliche Prü-
fungen ausfallen mussten. Das 
Bergbauunternehmen SLN 
(Société Le Nickel) musste die 
Leistung seiner Hochöfen zurück-
fahren, weil ein Großteil der Be-
schäftigten nicht zur Arbeit kom-
men konnte. 
 
Am Anfang des Konflikts standen 
der Rückgang der Nickelexporte 
nach Australien und der Preisver-
fall von Nickel auf dem Welt-
markt. Die Bergbauunternehmen 
und die Lastwagenfahrer wollten 
den Niedergang durch neue Ex-
porte von Erzen mit niedrigem Ni-
ckelgehalt nach China ausglei-
chen. Damit wollten sie den 
Rückgang der Exporte nach Aust-
ralien, wo ihr Kunde Queensland 
Nickel (QNI) die Einkaufskonditi-
onen verschärft hatte, auffangen. 
Die Lastwagenfahrer, welche die 
Nickelerze von den Abbaugebie-
ten zu den Häfen transportieren, 
glauben, dass die neuen Exporte 
nach China ihr langfristiges Über-
leben sichern. Ohne China, mitt-
lerweile der weltweit größte Ni-
ckelkonsument, kann Neukaledo-
nien nicht weiter wirtschaften, so 
ihr Argument. 
 
Das Problem: Die Exporte stehen 
dem neukaledonischen Konzept-
schema für den Bergbausektor 
entgegen. Das Schema sieht eine 
Konzentration der Branche auf 
seine traditionellen Kunden, d.h. 
Japan und Australien, und keine 
Öffnung für einen neuen Kunden 
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vor. Die Arbeitsgruppe der neuka-
ledonischen Regierung, die sich 
mit dem Thema befasst, und die 
Unterzeichner des Vertrags von 
Nouméa 1998 haben die Anfrage 
deshalb abgelehnt.  
 
Die Unabhängigkeitsbewegung 
FLNKS (Front de Libération Ka-
nak et Socialiste) und die Unab-
hängigkeitsgegner von Calédonie 
Avenir (mitte-rechts-gerichtete 
Partei), der auch der neukaledo-
nische Präsident Philippe Germa-
in angehört, glauben ebenfalls, 
dass eine Versorgung des chine-
sischen Marktes ein strategischer 
Fehler wäre. Dies würde den Ni-
ckelpreis niedrig halten und der 
Produktivität der lokalen Unter-
nehmen schaden. Außerdem 
würde man Erzvorkommen mit 
niedrigem Nickelgehalt abbauen, 
die für Ausbeutung durch zukünf-
tige Generationen gedacht ist, 
wenn Vorkommen mit höherem 
Nickelgehalt erschöpft sind. Im 
Januar hatte die FLNKS ihre „Ni-
ckeldoktrin“ verabschiedet, die 
vorsieht, den Export von Roher-
zen zu stoppen, um die Weiter-
verarbeitung vor Ort zu fördern 
und den Mehrwert für die neuka-
ledonische Wirtschaft zu erhöhen.  
 
Das höchstpolitische Thema wird 
in allen Parteien heiß diskutiert. 
Eine Einigung ist schwierig. Die 
Unabhängigkeitsbewegung ver-
tritt die Strategie einer öffentli-
chen Kontrolle des Nickelsektors. 
Stärkere liberale Kräfte hingegen 
möchten den staatlichen Einfluss 
verringern. Neukaledonien verfügt 
über ca. 25 % der weltweiten Ni-
ckelreserven. Der Nickelgehalt in 
den Erzen beträgt im Durch-
schnitt 2,22 % gegenüber 1,63 % 
im Rest der Welt. Der Motor der 
neukaledonischen Wirtschaft ist 
auch ein zentraler Baustein im 
Entkolonialisierungsprozess. Die 
Nickelfrage war eine Vorbedin-
gung für die Verhandlungen zum 
Nouméa-Vertrag 1998. Erst das 
Zugeständnis an die Unabhän-
gigkeitsbewegung FLNKS, ein 
ausreichend großes Nickelvor-
kommen im Tausch gegen ein 
kleineres Vorkommen zu erhalten 
(Bercy-Vertrag 1996), ermöglichte 
die Aufnahme der Verhandlungen 

zum Nouméa-Vertrag. Ein bedeu-
tendes Nickelvorkommen war 
notwendig, da die FLNKS in den 
1990er Jahren die Absicht, eine 
Nickelfabrik im von ihr regierten 
Norden des Landes zu bauen, in 
die Tat umsetzen wollte. Das so 
genannte Koniambo-Projekt wur-
de schließlich realisiert, die Fabrik 
führte ihre erste Nickelschmelze 
2013 durch.  
 
In naher Zukunft muss sich das 
Land für eine nachhaltige und ko-
härente Strategie für den Nickel-
sektor entscheiden. Laut der Ta-
geszeitung „Les Nouvelles 
Calédoniennes“ ist der Nickelsek-
tor zurzeit ziellos, sein Kompass 
ist noch nicht eingestellt. 
(Artikel von Pazifik-Netzwerk-
Vorstandsmitglied Matthias Kowasch, Uni 
Bremen 
http://nouvellecaledonie.la1ere.fr/2015/08/21
/les-jours-de-greve- se-succedent-et-
impactent-la-vie-economique-du-pays-
280445.html, 
http://www.lnc.nc/article/pays/un- nickel-
%C3%A9lectrique, 
http://www.lemonde.fr/economie/article/2015
/08/21/la-nouvelle-caledonie-paralysee-par-
un-conflit-sur-l-exportation-de-
nickel_4732961_3234.html) 

 
 

 

MMIIKKRROONNEESSIIEENN  
 

 
Legalisierung der  

Homo-Ehe 
 
Guam: Der Klage zweier Frauen 
vor dem Distriktgericht in Guam 
wurde jetzt stattgegeben. Kathle-
en M. Aguero und Loretta M. 
Pangelinan hatten Anfang des 
Jahres geklagt, weil sie als lesbi-
sches Paar nicht offiziell getraut 
werden konnten. Als erstes ame-
rikanisches Außengebiet im Pazi-
fik entschied der Oberste Ge-
richtshof Anfang Juni, dass die 
Verweigerung der so genannten 
„Homo-Ehe“ gesetzeswidrig sei. 
Bereits einem Tag nach Bekannt-
gabe trauten sich die Klägerinnen 
im Ministerium für Gesundheit 
und Wohlfahrt in der Hauptstadt 
von Guam. Gesundheitsminister 
James Gillan führte die Trauung 
durch. Noch am selben Tag wur-
de an gleicher Stelle ein zweites 
lesbisches Paar getraut. (Radio NZ 

Intern. 05.06.15, Pacific Daily News 
09.06.15) 

 
 

Neue Flugverbindung 
 
Nauru: Nauru Airlines hat am 12. 
Juni Flüge in die Föderierten 
Staaten von Mikronesien (FSM) 
aufgenommen. Der Jungfernflug 
der Fluggesellschaft ging vom 
Atoll Majuro (Marshall-Inseln) 
über Kosrae nach Pohnpei. Dort 
wurde die Maschine von dem 
Präsidentenpaar der Marshall-
Inseln, Christopher Loeak und 
Lady Lieom Loeak, sowie dem 
Präsidentenpaar von Nauru, Ba-
ron Waqa und Ehefrau, willkom-
men geheißen.  
Nauru Airlines fliegt ab sofort re-
gelmäßig von Nauru in die FSM. 
Präsident Waqa sagte, er erhoffe 
sich damit die Stärkung von fami-
liären und wirtschaftlichen Bezie-
hungen zwischen Nauru und den 
FSM.  
Die Fluggesellschaft mit dem 
Motto „Airline of the Central Pa-
cific“ fliegt mittwochs, freitags und 
sonntags vom australischen Bris-
bane nach Nauru. Freitags und 
sonntags verbindet die Flugge-
sellschaft Nauru mit Tarawa 
(Kiribati) sowie Majuro, Kosrae 
und Pohnpei. (Marshall Islands Journal 

19.06.15, http://www.ourairline.com.au/) 

 
 
Mehr Touristen aus China 

 
Palau: Erstmals haben mehr 
Touristen aus China denn aus 
Japan die Inselrepublik Palau be-
sucht. Bis Ende Mai 2015 konnte 
die Tourismusbehörde 40.050 
chinesische Besucher verzeich-
nen. Im gleichen Zeitraum waren 
es im vergangenen Jahr nur 
7.000 Chinesen. 14.155 Japaner 
besuchten Palau, im Vorjahr wa-
ren es von Januar bis Mai noch 
17.136. Auch ein Rückgang von 
Besuchern aus Taiwan ist zu ver-
zeichnen. Besuchten im Vorjahr 
bis Mai noch 12.417 Taiwanesen 
Palau, waren es in diesem Jahr 
nur 6.372.  
 
Die Tourismusbehörde vermutet 
als Grund für den Rückgang der 
Touristen aus Japan, Taiwan und 

http://nouvellecaledonie.la1ere.fr/2015/08/21/les-jours-de-greve-%20se-succedent-et-impactent-la-vie-economique-du-pays-280445.html
http://nouvellecaledonie.la1ere.fr/2015/08/21/les-jours-de-greve-%20se-succedent-et-impactent-la-vie-economique-du-pays-280445.html
http://nouvellecaledonie.la1ere.fr/2015/08/21/les-jours-de-greve-%20se-succedent-et-impactent-la-vie-economique-du-pays-280445.html
http://nouvellecaledonie.la1ere.fr/2015/08/21/les-jours-de-greve-%20se-succedent-et-impactent-la-vie-economique-du-pays-280445.html
http://www.lemonde.fr/economie/article/2015/08/21/la-nouvelle-caledonie-paralysee-par-un-conflit-sur-l-exportation-de-nickel_4732961_3234.html
http://www.lemonde.fr/economie/article/2015/08/21/la-nouvelle-caledonie-paralysee-par-un-conflit-sur-l-exportation-de-nickel_4732961_3234.html
http://www.lemonde.fr/economie/article/2015/08/21/la-nouvelle-caledonie-paralysee-par-un-conflit-sur-l-exportation-de-nickel_4732961_3234.html
http://www.lemonde.fr/economie/article/2015/08/21/la-nouvelle-caledonie-paralysee-par-un-conflit-sur-l-exportation-de-nickel_4732961_3234.html
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auch Korea die Streichung von 
Charterflügen aus den entspre-
chenden Staaten nach Palau. (Pa-

lau Island Times 11.06.2015) 

 
 

Uiguren haben Palau  
verlassen 

 
Palau: Bereits im März des Jah-
res haben die letzten in Koror le-
benden Uiguren die Inselrepublik 
Palau verlassen. Das sagte Prä-
sident Tommy Remengesau Jr. 
Anfang Juli auf einer Pressekon-
ferenz zur Situation von Flüchtlin-
gen in seinem Amtssitz Meyuns. 
Die Uiguren hätten Palau auf ei-
genen Willen hin verlassen, ihren 
derzeitigen Aufenthaltsort werde 
er aus Sicherheitsgründen nicht 
bekanntgeben, so der Präsident.  
 
Die sechs Uiguren lebten seit 
März 2009 in Palau. Sie waren 
nach achtjähriger Haft aus dem 
amerikanischen Gefangenenlager 
Guantanamo auf Kuba nach Pa-
lau gebracht worden, wo sie sich 
frei bewegen durften und sogar in 
verschiedenen Jobs tätig waren. 
Die Uiguren waren vom amerika-
nischen Gericht nicht als Terroris-
ten eingestuft worden und hätten 
die USA nach ihrer Entlassung 
aus dem Militärgefängnis als freie 
Bürger verlassen können. Da die 
Volksrepublik China jedoch in den 
Uiguren weiterhin potentielle Kri-
minelle und Terroristen sah, 
konnten sie aus Angst vor Re-
pressalien nicht in ihre Heimat 
China zurückkehren. Daraufhin 
hatte die amerikanische Regie-
rung bei dem damaligen amtie-
renden palauischen Präsidenten 
Johnson Toribiong angefragt, ob 
die Uiguren in Palau aufgenom-
men werden könnten. Toribiong 
hatte dies bejaht und eigens ei-
nen Regierungsbeauftragten für 
die Uiguren benannt, der sich in 
der Folgezeit um die Menschen 
kümmerte.  
Palau ist einer der wenigen Staa-
ten, die die Volksrepublik China 
nicht anerkennen und diplomati-
sche Beziehungen mit Taiwan un-
terhalten. 
 
Info: Die Uiguren bilden die größ-
te muslimische turksprachige 

Ethnie im chinesischen uiguri-
schen autonomen Gebiet Xinji-
ang. (Palau Island Times 09.07.15)  

 
 

MARSHALL-INSELN 
 

Kritik an Klimapolitik 
 
Der marshallesische Außenminis-
ter Tony de Brum hat die australi-
sche Klimapolitik scharf kritisiert. 
Die australische Regierung hatte 
kürzlich angekündigt, bis zum 
Jahr 2030 ihre Emissionen um 26 
% bis 28 % zu senken. Wenn 
Australien bei diesem Ziel bleibe, 
verschwände das Great Barrier 
Reef unter Wasser und auch ei-
nige pazifische Inselstaaten seien 
buchstäblich vom „Untergang“ 
bedroht, warnte der energische 
Minister. Selbst das australische 
Umweltministerium habe errech-
net, dass eine Senkung der 
Emissionen um 40 % bis 60 % 
nötig sei, um den Anstieg der 
globalen Temperatur um zwei 
Grad Celsius zu verhindern, er-
klärte de Brum. Ein Anstieg der 
globalen Temperatur um mehr als 
zwei Grad bedeute „das Ende 
unseres Landes“, so der Außen-
minister wörtlich im australischen 
Radio. Australien sollte sich lieber 
in Sachen Klimapolitik als Vorbild 
für die asiatischen Nachbarstaa-
ten positionieren, forderte de 
Brum. Gerade im Hinblick auf 
Australiens politische Führungs-
rolle im pazifischen Raum habe 
er sich mehr klimapolitisches En-
gagement von dem fünften Konti-
nent erwartet, zeigte sich de 
Brum enttäuscht. (de Brum im Inter-

view auf Radio Australia 11.08.15) 

 
 

Compact-Gelder für 2015 
 
Die Abteilung für insulare Ange-
legenheiten im Innenministerium 
der USA hat im Juli die Auszah-
lung der Fördergelder im Rahmen 
des Compact of free Association 
veranlasst. Demnach werden in 
diesem Jahr mehr als sechs Milli-
onen US-Dollar an die Marshall-
Inseln überwiesen. Die meisten 
Gelder kommen dabei dem Ge-
sundheits- und Bildungssektor 

zugute. Besondere finanzielle Un-
terstützung erhalten auch das 
stark überbevölkerte Atoll Ebeye 
sowie das Atoll Kwajalein, auf 
dem sich die Ronald-Reagan-
Raketenabschussbasis der Ame-
rikaner befindet. Weitere Gelder 
fließen in die Müllbeseitigungsan-
lagen in der Hauptstadt Majuro 
sowie in Ernährungssicherungs-
programme auf dem Atoll Eniwe-
tok. 
 
Info: Die USA und die Marshall-
Inseln haben 1983 einen Vertrag 
über die freie Assoziierung ge-
schlossen. Der zunächst für 20 
Jahre geltende Vertrag, der den 
USA weitreichende Vollmachten 
über einen Großteil des Staats-
gebietes gibt, wurde zunächst auf 
20 Jahre geschlossen. 2003 wur-
de der Vertrag um weitere 20 
Jahre verlängert. Im Gegenzug 
über die Gebietshoheit verpflich-
tet sich die USA, 60 % des jährli-
chen Staatshaushaltes der Mars-
hall-Inseln zu übernehmen und 
mit diesen Geldern Gesundheits-, 
Bildungs- und Infrastrukturmaß-
nahmen zu unterstützen. 
(Pressemitteilung Office of Insular Affairs 
01.07.15,  
http://www.state.gov/documents/organizatio
n/173999.pdf) 

 
 

Runit hält noch dicht 
 
Der so genannte “Runit Dome” 
auf der Insel Runit lässt trotz er-
kennbarer äußerer Risse bislang 
noch keine radioaktive Strahlung 
nach außen dringen. Das ist das 
Ergebnis einer wissenschaftlichen 
Exkursion unter Leitung des 
Journalisten und Regisseurs Giff 
Johnson aus Majuro. Johnson 
und sein Team waren nach Runit 
gereist, um zu überprüfen, ob die 
Betonwand des Kraters durch das 
Wüten des Taifuns Nangka im Ju-
li des Jahres in Mitleidenschaft 
gezogen worden war. Nach An-
gaben von Johnson hält der Kra-
ter nach oben hin dicht, für ge-
fährlich hält der renommierte 
Journalist eher das Absickern des 
radioaktiven Materials nach un-
ten, hin in das poröse Gestein 
des Atolls. 
 
 

https://de.wikipedia.org/wiki/Turksprachen
https://de.wikipedia.org/wiki/Ethnie
https://de.wikipedia.org/wiki/Volksrepublik_China
https://de.wikipedia.org/wiki/Xinjiang
https://de.wikipedia.org/wiki/Xinjiang
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Info: Die Insel Runit ist eine von 
etwa 40 Inseln im Osten des 
Atolls Eniwetok in der Ralik-Kette 
der Marshall-Inseln. 
 
Runit liegt etwa mittig am nord-
östlichen Riffkranz des Atolls. Die 
Insel ist 3.100 Meter lang und bis 
zu 263 Meter breit. Die Flächen-
ausdehnung beträgt rund 46,3 
Hektar. 530 Meter von der Nord-
westspitze der Insel entfernt be-
findet sich in einem ehemaligen 
Krater eines Kernwaffentests ein 
Atommüllendlager, der Runit Do-
me mit einem Durchmesser von 
120 Metern. Im Rahmen der Ope-
ration Redwing fanden zwischen 
1956 und 1958 14 amerikanische 
Kernwaffentests auf Runit statt. 
Bei dem Test namens Lacrosse 
am 4. Mai 1956 entstand ein Kra-
ter, der in den Jahren 1977 bis 
1980 mit plutoniumhaltigen radio-
aktiven Material von Tests auch 
von anderen pazifischen Atollen 
aufgefüllt wurde. Über den aufge-
füllten Krater wurde eine Kuppel 
aus Portlandzement errichtet. (Ra-

dio NZ Intern. 15.08.15) 

 
 

KIRIBATI 
 

Impfung gegen Rotaviren 
 
Mit Unterstützung durch UNICEF 
und die Weltgesundheitsorgani-
sation WHO hat das Gesund-
heitsministerium von Kiribati eine 
verpflichtende Impfung von Klein-
kindern unter fünf Jahren gegen 
Rotaviren eingeführt. Rotaviren 
sind gefährlich und hoch anste-
ckend. Infizierte Kinder leider un-
ter hohem Fieber, Durchfall und 
Erbrechen und können durch 
Austrocknung des Körpers inner-
halb kürzester Zeit sterben.  
Da das Gesundheitsministerium 
in den letzten fünf Jahren auch 
einige Todesfälle durch Rotaviren 
zu verzeichnen hatte, bat die Re-
gierung die UNICEF und die 
WHO um finanzielle und logisti-
sche Unterstützung bei der Ein-
fuhr des Impfstoffes und der 
Impfkampagne in der Bevölke-
rung. UNICEF will das Impfpro-
gramm zunächst für drei Jahre 
fördern und in diesem Zusam-
menhang auch Aufklärungskam-

pagnen zu Hygiene und Gesund-
heit in den Familien durchführen. 
(Radio NZ Intern. 05.08.15) 

 
 

 
POLYNESIEN 

 

 
WEST- UND  

ZENTRALPOLYNESIEN 
COOK-INSELN 

 
Gedenkmünze ist  

Zahlmittel 
 
Tuvalu: Die australische Münz-
prägeanstalt in Perth hat eine 
Ein-Dollar-Silbermünze anlässlich 
des 150. Jahrestages der Her-
ausgabe des Kinderbuchklassi-
kers „Alice im Wunderland“ von 
Lewis Carroll geprägt. Die Münze 
zeigt auf der einen Seite ein Port-
rät der britischen Königin Eliza-
beth II, auf der anderen Seite hält 
Alice eine kleine blaue Flasche 
mit dem Aufdruck „Drink me“ in 
der Hand. Im Baum über ihr sit-
zen eine Katze und ein Kanichen. 
Die Inschrift auf der Münze lautet: 
Alice’s Adventures in Wonder-
land, 150 Years“. Der i-punkt in 
Alice ist durch ein rotes Herz er-
setzt. 
 
Die farbige Münze gilt ab sofort in 
Tuvalu als offizielles Zahlungsmit-
tel. An Sammler wird die Münze 
für den Betrag von 165 US-Dollar 
verkauft. (Radio NZ Intern. 24.07.15), 

http://www.perthmint.com.au/ 

 
 

Königskrönung 
 
Tonga: Am 4. Juli ist in der 
Hauptstadt Nuku’alofa George 
Tupou VI zum König gekrönt 
worden. Seine Ehefrau Nanasi-
pau’u wurde zur Königin gekrönt. 
Der Zeremonie waren siebentägi-
ge Feierlichkeiten vorausgegan-
gen, an der Staats- und Regie-
rungschefs sowie auch Reprä-
sentanten des internationalen 
Hochadels teilnahmen. Unter an-
derem waren aus Europa der un-
garische Prinz Georg von Habs-
burg sowie die österreichische 

Prinzessin Marie-Thérèse von 
Hohenberg nach Tonga gereist. 
Die Krönung wurde von einem 
australischen Pfarrer der Metho-
distischen Kirche in der Free 
Wesleyan Centenary Kirche vor-
genommen, da nach tongaischem 
Brauch nur Ausländer das Haupt 
eines Königs berühren dürfen. 
Die Könige wurden von dem Pfar-
rer mit geweihtem Öl gesalbt und 
erhielten die Insignien ihrer 
Macht, Krone und Zepter.  
 
Der 55-jährige König ist Nachfol-
ger seines älteren Bruders Tupou 
George V, der am 18. März 2012 
im Alter von 63 Jahren nach 
sechsjähriger Amtszeit in Hong-
kong an den Folgen einer Herz-
krankheit gestorben war.  
 
Info: George Tupou VI war zu-
nächst Korvettenkapitän. Von 
1990 bis 1995 hatte er den Ober-
befehl über die PPB Voea Pangai 
inne, die zu dieser Zeit für Frie-
densmaßnahmen in Bougainville 
eingesetzt war. Im Jahr 1998 be-
endete er seine militärische Kar-
riere und übernahm von seinem 
zurückgetretenen Bruder Tu-
pouto'a (später George Tupou V) 
das Amt als Außen- und Verteidi-
gungsminister, das er bis zum 
September 2004 innehatte. Vom 
3. Januar 2000 bis zum 11. Feb-
ruar 2006 war er Premierminister 
Tongas. Dann wurde er zum 
Kronprinzen des südpazifischen 
Inselstaates ernannt. Der König 
ist seit 1982 verheiratet und hat 
drei Kinder. (Flash d’Océanie 05.07.15, 

http://royalcorrespondent.com/2015/07/05/vi
deos-the-coronation-of-his-majesty-king-
george-tupou-vi-of-tonga/, Wikipedia)  

 
 

Buch über Königreich 
 
Tonga: Prinzessin Mele 
Siu’ilikutapu hat am 3. Juli in der 
Aula der Queen Salote Schule ein 
tongaisch-sprachiges Buch über 
Werte, Mythen, Traditionen und 
das Gesellschaftsgefüge Tongas 
herausgegeben. Das Buch mit 
dem Titel „Tonga: Fonua ‚a 
Kainga“ (Tonga: Das Land der 
Könige, Adeligen und ihrer Ange-
hörigen) trägt als Titelbild ein Fo-
to des neuen Königs. Auf 214 

https://de.wikipedia.org/wiki/Eniwetok
https://de.wikipedia.org/wiki/Ralik-Kette
https://de.wikipedia.org/wiki/Marshallinseln
https://de.wikipedia.org/wiki/Hektar
https://de.wikipedia.org/wiki/Oberbefehlshaber
https://de.wikipedia.org/wiki/Oberbefehlshaber
https://de.wikipedia.org/wiki/Pacific-Klasse
https://de.wikipedia.org/wiki/Bougainville
https://de.wikipedia.org/wiki/Premierminister
https://de.wikipedia.org/wiki/Tonga
https://de.wikipedia.org/wiki/Kronprinz
http://royalcorrespondent.com/2015/07/05/videos-the-coronation-of-his-majesty-king-george-tupou-vi-of-tonga/
http://royalcorrespondent.com/2015/07/05/videos-the-coronation-of-his-majesty-king-george-tupou-vi-of-tonga/
http://royalcorrespondent.com/2015/07/05/videos-the-coronation-of-his-majesty-king-george-tupou-vi-of-tonga/
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Seiten beschreiben die Autoren in 
acht Kapiteln die Geschichte des 
Königreiches von 1845 bis heute.  
 
Das Buch erschien mit finanzieller 
Unterstützung des Entwicklungs-
hilfeprogramms der Vereinten Na-
tionen. Es kostet 69 US-Dollar. 
(Matangi Tonga Magazine 06.07.15) 

 
 

Chinesische Stipendien 
 
Tonga: 25 tongaische Studieren-
de haben Anfang August in der 
chinesischen Botschaft in Nuk-
u’alofa die Zusage für ein einjäh-
riges Stipendium in China erhal-
ten. Bereits seit 1998 - in diesem 
Jahr nahmen beide Staaten dip-
lomatische Beziehungen auf - un-
terstützt die chinesische Regie-
rung die Aus- und Weiterbildung 
von tongaischen Studierenden. 
Wurden in den Jahren bis 2005 
nur zwei bis drei Stipendien jähr-
lich vergeben, hat sich die Zahl 
der Stipendien inzwischen auf 25 
erhöht. Für die diesjährigen Sti-
pendien hatten sich 700 Men-
schen beworben, die Gewinner 
wurden jetzt in der chinesischen 
Botschaft von Lord Tu’ivakano, 
dem Parlamentssprecher, sowie 
vom chinesischen Botschafter 
Huang Huaguang empfangen. 
Eine ehemalige Stipendiatin, die 
inzwischen promovierte Kilisitina 
Puleiku, warnte in einer Rede die 
zukünftigen Studenten davor, sich 
in China ein „laues Leben“ zu 
machen. Es ginge nicht darum, 
sich in China als erfolgreicher 
Rugby-Spieler zu präsentieren, 
sondern in dem einen Jahr hart 
zu arbeiten, die Sprache zu erler-
nen und sich fortzubilden. Die 
Bildung käme dann dem Heimat-
land Tonga zu gute. (Matangi Tonga, 

05.08.15) 

 
 

Abkommen zwischen Uni 
und Exporteuren 

 
Samoa: Die Samoa Association 
of Manufactureres and Exporters 
(SAME), ein Zusammenschluss 
von 60 Produzenten und Expor-
teuren, hat Ende Juni die Zu-
sammenarbeit mit der University 

of Hawai’i aufgenommen. Die 
Uniprofessoren Papali’i Dr. Tusi 
Avegalio und Prof. Alvin Huang 
sollen SAME dabei beraten, wie 
künftig samoanische Produkte auf 
dem amerikanischen Markt einge-
führt werden können. Dabei geht 
es vor allem um die Einfuhr von 
glutenfreiem Mehl aus den Früch-
ten des Brotfruchtbaumes. Die 
Professoren sehen großes Poten-
tial für den Export glutenfreier 
Produkte aus Samoa in die USA. 
Sie wollen die Exporteure dabei 
beraten, wie ihre Produkte ge-
winnträchtig vermarktet werden 
können. 
 
Der internationale Lebensmittel-
konzern C.H. Robinson, der gro-
ße amerikanische Supermarktket-
ten beliefert, äußerte Interesse 
am Import weiterer samoanischer 
Produkte in Bio-Qualität, vor al-
lem Vanille, Kakao und Produkte 
aus Kokosnüssen.  
 
SAME-Präsident Eddie Wilson 
zeigte sich zuversichtlich, dass 
die samoanischen Exporteure mit 
wissenschaftlicher Unterstützung 
und Beratung durch die Universi-
tät sich erfolgreich im amerikani-
schen Lebensmittelmarkt etablie-
ren können. SAME plant den 
amerikanischen Markteintritt im 
Großformat nun für die zweite 
Hälfte des nächsten Jahres. Die 
Öffentlichkeitsarbeit für und die 
Bewerbung der „Buy Samoa Ma-
de“-genannten Kampagne ist be-
reits angelaufen. (Talamua 18.06.15, 

http://www.same.org.ws/) 

 
 

Straßenverkauf verboten 
 
Samoa: Ab dem 1. Juli gilt in 
Samoa das Verbot des Straßen-
verkaufs. Händler dürfen ihre Wa-
ren nur noch in den Markthallen 
von Apia verkaufen, erklärte ein 
Polizeisprecher. Dafür wurde ei-
gens eine neue Markthalle, der 
Fugalei Markt, gebaut. Das Ver-
kaufsverbot sei lange genug an-
gekündigt gewesen, erklärte der 
Polizeisprecher. Man habe den 
Straßenhändlern ausreichend 
Zeit gegeben, sich mit ihren 
Ständen in den Markthallen ein-
zurichten. Wer nun auf der Straße 

„erwischt“ werde, müsse mit emp-
findlichen Geldstrafen rechnen. 
(Radio NZ Intern. 29.06.15) 

 
 

Neue Airline 
 
Samoa: Nach Recherchen der 
Tageszeitung „The Samoa Ob-
server“ wird es in Samoa neben 
„Polynesian Airlines“ und „Samoa 
Air“ bald eine dritte Fluggesell-
schaft geben. Die neue „Talofa 
Airline“ soll gegen Ende des Jah-
res ihren Betrieb aufnehmen. Sie 
soll zwischen den samoanischen 
Inseln, aber auch pazifikweit flie-
gen. (Samoa Observer 30.07.15)  

 
 

Kampf gegen streunende 
Hunde 

 
US-Samoa: Das Landwirt-
schaftsministerium hat den Kampf 
gegen streunende Hunde in den 
Straßen der Hauptstadt Pago-
Pago aufgenommen. Herrenlose 
Hunde sollen gefangen und an-
schließend getötet werden. Nach 
Angaben des Ministeriums stellen 
sie eine Gefahr dar, vor allem in 
Bereich von Schulen und Kinder-
gärten. Hundebesitzer sind aufge-
fordert, ihre Hunde auf dem eige-
nen Grundstück zu belassen. Das 
Ministerium will gesunde Hunde 
auch zur Adoption anbieten. (Sa-

moa News 08.07.15) 

 
 

50-jähriges Jubiläum 
 
Cook-Inseln: Am 4. August ha-
ben die Cook-Inseln in der 
Hauptstadt Avarua auf der Insel 
Rarotonga den 50sten Jahrestag 
ihrer Selbstverwaltung gefeiert. 
Am 4. August 1965 hatte Neusee-
land den Inseln den Status des 
„unabhängigen Staats in freier 
Assoziation“ mit Neuseeland ver-
liehen. Dieser Status wurde von 
den Cook-Inseln in einem Akt der 
Selbstbestimmung gewählt, der 
von den Vereinten Nationen in 
Übereinstimmung mit Resolution 
1514 (XV) der Generalversamm-
lung überwacht und gebilligt wur-
de. 
 

https://de.wikipedia.org/wiki/Vereinte_Nationen
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Die Cook-Inseln regieren sich 
selbst. Ihre Rechtsordnung ist ge-
trennt und unabhängig von der 
Neuseelands. Die gesetzgebende 
und ausführende Gewalt unter-
liegt keinen Beschränkungen 
durch Neuseeland. Eine eigene 
Staatsangehörigkeit besteht al-
lerdings nicht; die Einwohner des 
Landes sind Bürger Neuseelands. 
Jedoch gibt es nach der Verfas-
sung der Cook-Inseln den rechtli-
chen Status des „permanenten 
Bewohners“ (permanent resi-
dent), der an die Geburt auf den 
Cook-Inseln und den Status der 
Eltern gebunden ist. Als Währung 
existiert der an den Neuseeland-
Dollar gekoppelte Dollar der 
Cook-Inseln.  
 
Die Feier zum Jahrestag fand an 
der so genannten „waterfront“ in 
Avarua statt. Die Oppositionspar-
tei hatte sich zuvor kritisch über 
das Bürgerfest geäußert. Eigent-
lich habe man nicht genug Geld 
für so eine große Feier, hieß es. 
Die Regierung hatte dem wider-
sprochen und erklärt, die Feier 
diene vor allem der Stärkung des 
Selbstbewusstseins der rund 
15.000 Einwohner auf den Inseln. 
(Radio NZ Intern. 05.08.15, Wikipedia) 

 
 

Erneut „Steueroase“ 
 
Cook-Inseln: Die Europäische 
Union hat die Cook-Inseln erneut 
auf die Liste der „Steuerhäfen“ 
gesetzt. Die Regierung der Inseln 
täte nicht genug, um Steuersün-
der abzuhalten, hieß es in der 
Begründung.  
 
Der Finanzminister der Cook-
Inseln, Tamatoa Jonassen, zeigte 
sich enttäuscht von der Klassifi-
zierung. Bereits seit 2009 hätte 
seine Regierung Abkommen zum 
Datenabgleich über Steuerabga-
ben (Tax Information Exchange 
Agreements) mit 20 Staaten ab-
geschlossen, darunter auch zehn 
Mitgliedsstaaten der Europäi-
schen Union. Es gäbe ein offiziel-
les Austauschprogramm mit Grie-
chenland und Italien, so der Mi-
nister. Spanien und Portugal hät-
ten ebenfalls Bereitschaft zu dem 
Steuerabkommen signalisiert.  

Die Cook-Inseln hätten zudem 
bereits im Jahr 2013 mit dem „Ac-
tion Plan for fair and efficient cor-
porate taxation in the EU“ begon-
nen. Man sei willens, in Steuer-
fragen international zu kooperie-
ren, so der Minister.  
 
Info: Auf der „schwarzen Liste der 
Steuerhäfen“ (tax haven) der Eu-
ropäischen Union stehen derzeit 
30 Staaten, darunter im Pazifik 
Nauru, Niue, die Marshall-Inseln 
und Vanuatu. Die EU prangert mit 
ihrer schwarzen Liste - also mit 
den Staaten, die sich nicht dem 
internationalen Steuerstandard 
unterworfen haben - vor allem die 
Großkonzerne wie Amazon, App-
le und Starbucks an. Sie unterhal-
ten Briefkastenfirmen in Steuer-
oasen, weil sie hier ihr Geld si-
cher, diskret und fast steuerfrei 
anlegen können.  
Niedrige Steuern sind auch für 
viele pazifische Inseln ein Weg, 
um an ausländische Gelder zu 
kommen. Superreiche bringen ihr 
Vermögen gern auf die Inseln, 
weil sie keine Einkommensteuer 
zahlen müssen, und Firmen 
gründen hier Tochtergesellschaf-
ten, weil deren Gewinne kaum zu 
versteuern sind. Sie nutzen das, 
indem sie Gewinne dorthin ver-
schieben. Zum Beispiel, indem 
sie der Tochtergesellschaft Pa-
tente zuweisen, für die die Mut-
tergesellschaft im Hochsteuerland 
Lizenzgebühren entrichten muss. 
Das mindert dort den Gewinn und 
erhöht ihn auf den Inseln. Die 
gleiche Wirkung haben Zinszah-
lungen des Mutterunternehmens 
an die Tochterfirma für Kredite, 
die die Tochter an die Mutter ver-
geben hat. (Cook Islands News 

19.06.15, FAZ 26.03.13) 

 
 

Beitritt zur ILO 
 
Cook-Inseln: Die Cook-Inseln 
sind im Juni der Internationalen 
Arbeitsorganisation (ILO) beige-
treten. Der Präsident der Arbei-
tergewerkschaft, Anthony Turua, 
erklärte, damit sei ein Meilenstein 
erreicht worden. Die Gewerk-
schaft habe sich seit über 20 Jah-
ren für den Beitritt zur ILO stark 
gemacht, so Turua. Mit dem ILO-

Beitritt müssen zukünftig Stan-
dards eingehalten werden, vor al-
lem in Bezug auf die Zahlung ei-
nes Mindestlohnes und die Ein-
haltung von Gesundheits- und Si-
cherheitsleistungen von Arbeitge-
bern.  
 
Info: Die Internationale Arbeitsor-
ganisation ist eine Sonderorgani-
sation der Vereinten Nationen mit 
Sitz im schweizerischen Genf. Sie 
ist zuständig für die Formulierung 
und Durchsetzung internationaler 
Arbeits- und Sozialstandards. Die 
weltweit geltenden Mindeststan-
dards sollen die Rechte bei der 
Arbeit und damit menschenwür-
dige Arbeit für alle Menschen auf 
der Welt sicherstellen. Derzeit hat 
die ILO 186 Mitgliedsstaaten. 
(www.ilo.org, Radio NZ Intern. 22.06.15) 

 
 
Traditionelle Schutzgebiete 
 
Cook-Inseln: Mit Hilfe von Spen-
dengeldern sind die zwölf 
Schutzgebiete auf den Cook-
Inseln neu ausgeschildert wor-
den. In den traditionell „Raui“ ge-
nannten Gebieten darf nur an be-
stimmten Tagen gefischt werden 
bzw. essbare Muscheln gesam-
melt werden, auch der Zugang zu 
diesen Schutzzonen ist nur an 
wenigen Tagen gestattet.  
Das Raui-System ist Jahrhunder-
te alt. Es wurde erst Ende der 
1990er Jahre von Umweltschüt-
zern der Cook-Inseln wiederent-
deckt. In den Folgejahren bemüh-
te man sich um die Ausweisung 
der Schutzzonen und betrieb vor 
allem Öffentlichkeitsarbeit, um die 
junge Generation über die 
Schutzgebiete aufzuklären.  
Die heutigen Schutzgebiete wur-
den vom Umweltamt der Cook-
Inseln bestimmt. Sie befinden 
sich überwiegend an Lagunen, 
um Fischschwärme vor Überfi-
schung zu schützen.  
(http://www.environment.gov.ck/index.php?o
ption=com_content&view=article&id=72&Ite
mid=95, Cook Islands News 08.06.15, Wik-
ipedia) 

 
 
 
 
 

http://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/recht-steuern/g-20-treffen-internet-unternehmen-sollen-fairen-steueranteil-zahlen-12082627.html
http://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/recht-steuern/g-20-treffen-internet-unternehmen-sollen-fairen-steueranteil-zahlen-12082627.html
http://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/recht-steuern/g-20-treffen-internet-unternehmen-sollen-fairen-steueranteil-zahlen-12082627.html
http://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/recht-steuern/g-20-treffen-internet-unternehmen-sollen-fairen-steueranteil-zahlen-12082627.html
http://www.ilo.org/
http://www.environment.gov.ck/index.php?option=com_content&view=article&id=72&Itemid=95
http://www.environment.gov.ck/index.php?option=com_content&view=article&id=72&Itemid=95
http://www.environment.gov.ck/index.php?option=com_content&view=article&id=72&Itemid=95
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FRZ.-POLYNESIEN 
PITCAIRN 

RAPA NUI (OSTERINSEL) 
 

Machtkampf zwischen 
Fritch und Flosse 

geht weiter 
 
Frz.-Polynesien: Der seit Herbst 
letzten Jahres tobende Macht-
kampf zwischen dem Präsidenten 
Französisch-Polynesiens,  
Edouard Fritch, und seinem Vor-
gänger Gaston Flosse geht un-
vermindert weiter.  
 
Flosse war im September 2014 
aufgrund einer Verurteilung we-
gen Korruption seines Amtes ent-
hoben worden, und sein langjäh-
riger Vertrauter und frühere 
Schwiegersohn Fritch hatte da-
raufhin seinen Posten übernom-
men. Da jedoch Flosse im Hinter-
grund faktisch weiterregieren 
wollte, aber Fritch eigene Macht-
interessen entwickelte, war es 
alsbald zwischen den beiden zu 
starken Spannungen gekommen.  
 
Im Mai dieses Jahres hatte dies 
schließlich zur formellen Spaltung 
der Regierungspartei Tahoeraa 
Huiraatira geführt, als Fritchs An-
hänger in der Landesversamm-
lung ihre eigene Fraktion unter 
dem Namen Tapura Huiraatira 
bildeten und daraufhin auf Flos-
ses Geheiß aus der Partei aus-
geschlossen wurden. Fritchs Re-
gierung stützt sich seitdem auf 
eine Minderheitskoalition der Ta-
pura mit der früheren Oppositi-
onspartei A Tia Porinetia, wäh-
rend Flosses Rumpf-Tahoeraa 
bereits mehrmals vergeblich ver-
suchte, durch eine destruktive 
Oppositionshaltung die Regierung 
handlungsunfähig zu machen.  
 
Allerdings sind Flosses Versuche, 
mit Hilfe verstärkt antifranzösi-
scher Rhetorik die andere große 
Oppositionsfraktion, die die Ent-
kolonisierung des Landes anstre-
bende Union Pour La Démocra-
tie, auf seine Seite zu ziehen, um 
dann Fritch stürzen und eine 
neue Regierungsmehrheit bilden 
zu können, bisher gescheitert, da 
die UPLD bis jetzt die Rolle einer 

konstruktiven Opposition spielt 
und Fritchs Minderheitsregierung 
toleriert. 
Formell ist allerdings der Spal-
tungsprozess der Tahoeraa bei 
weitem noch nicht abgeschlos-
sen. Während einfache Abgeord-
nete der Landesversammlung 
aufgrund ihres Beitrittes zu einer 
fremden Fraktion entsprechend 
der Parteisatzung relativ einfach 
aus der Partei ausgeschlossen 
werden konnten, ist es Flosse 
bislang nicht gelungen, Fritch aus 
seinem Amt als Vizevorsitzender 
zu entfernen, geschweige denn 
ganz aus der Partei zu werfen. 
Ebenso wie Flosse zum Vorsit-
zenden wurde nämlich Fritch auf 
dem letzten Parteitag von einer 
Mehrheit der Delegierten zum 
stellvertretenden Vorsitzenden 
wiedergewählt, und kann, falls er 
nicht selbst zurücktritt, eigentlich 
erst auf dem nächhsten Parteitag 
von diesem Parteiamt wieder ab-
gewählt werden.  
 
Flosse forderte deshalb Fritch 
mehrmals vergeblich dazu auf, 
aus der Partei auszutreten. Fritch 
weigert sich aber beharrlich, dies 
zu tun, zur sichtlichen Frustrie-
rung Flosses. Daraufhin versuch-
ten Anhänger von Flosse, den 
Ortsverband der Tahoeraa in der 
Gemeinde Pirae, der Fritch als 
Bürgermeister vorsteht, aufzulö-
sen, um somit Fritch seine Legi-
timation als Parteifunktionär quasi 
von unten zu entziehen.  
 
Am 15. August holte Fritch 
schließlich zum Gegenschlag aus 
und zog vor Gericht. In seiner 
Klage fordert Fritch das Amtsge-
richt in Papeete auf, Flosse sei-
nerseits als Parteivorsitzenden 
abzusetzen, da letzterem auf-
grund seiner rechtskräftigen Ver-
urteilung das Wahlrecht entzogen 
wurde, und er somit nach den 
Statuten der Tahoeraa gar kein 
Parteimitglied mehr sein könne.  
Während der gerichtliche Vor-
gang voraussichtlich viele Wo-
chen oder sogar Monate dauern 
wird, versinkt das Land politisch 
immer mehr im Chaos, da ein 
Sturz von Fritchs Minderheitsre-
gierung jederzeit möglich ist. In 
Anspielung an das erst kurz vor 

den letzten Wahlen 2013 von Pa-
ris drastisch abgeänderte Wahl-
system meinte ein Politikwissen-
schaftler von der Universität 
Französisch-Polynesiens: „Egal 
was Frankreich macht, um bei 
uns für Stabilität zu sorgen, unse-
re Politiker schaffen es immer, 
dies in Instabilität zu verwandeln. 
So etwas Verrücktes gibt es wirk-
lich nur in unserem Land, das 
sich eine Regierung mit Zweidrit-
telmehrheit innerhalb von weni-
gen Monaten in eine Minderheits-
regierung verwandelt.“   
(Artikel von Pazifik-Netzwerkmitglied Lorenz 
Gonschor, Honolulu. Tahiti-Infos, Tahiti-
Pacifique, eigene Recherchen) 

 
 

HAWAI’I 
 

Bis 2045 zu 100 %  
erneuerbare Energien 

 
Der amerikanische Bundesstaat 
Hawai’i hat im Juni ein Gesetz 
verabschiedet, mit dem er sich 
verpflichtet, bis zum Jahr 2045 
seinen gesamten Strombedarf 
aus erneuerbaren Energiequellen 
zu decken. Mit dem Gesetz Nr. 
97 ist Hawai’i der erste US-
Bundesstaat mit einer 100 %-
Vorgabe für erneuerbare Ener-
gien. Er will damit nach Angaben 
der in Hawai’i ansässigen Stiftung 
Blue Planet Foundation seine 
weltweite Vormachtstellung in 
Sachen saubere Energien stär-
ken. Bereits heute erzeugen die 
hawaiischen Inseln 22 % ihres 
Strombedarfs mit Solar- und 
Windenergie, Geothermie und 
anderen erneuerbaren Energie-
quellen. Damit hat sich der Anteil 
an erneuerbaren Energien an 
Hawai’is Energieverbrauch in den 
letzten fünf Jahren verdoppelt.  
Als Zwischenziel schreibt das 
neue Gesetz bis zum Jahr 2020 
einen Anteil an erneuerbaren 
Energien an der Stromerzeugung 
von mindestens 30 % vor. Wird 
dieser Standard nicht erfüllt, 
müssten die lokalen Stromver-
sorgungsunternehmen für jede 
Kilowattstunde, die sie zu viel 
fossil erzeugt haben, zwei Cent 
bezahlen. 
(https://blueplanetfoundation.org/, Solar 
Server 22.06.15) 

https://blueplanetfoundation.org/
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Proteste gegen geplante 
Teleskope auf heiligen 
Berggipfeln halten an 

 
Die Anfang des Jahres begonne-
nen Proteste der sich selbst als 
„Protectors“ (Schützer) bezeich-
nenden Aktivisten gegen den Bau 
eines gigantischen Teleskops auf 
dem 4.205 m hohen Gipfel des 
nach hawaiischer Überlieferung 
heiligen Berges Mauna Kea auf 
der großen Insel Hawai‘i halten 
unvermindert an. Während der 
Monate Juni, Juli und August ver-
suchten die Baufirmen mehrmals, 
die seit der ersten Protestwelle im 
März ruhenden Bauarbeiten wie-
deraufzunehmen, doch wurde 
dies jedes mal von konzertierten 
Aktionen der Bergschützer ver-
hindert. Die Polizei griff mehrmals 
ein und verhaftete einige der Ak-
tivisten, doch wurde das Ziel, den 
Bau ungestört vorantreiben zu 
können, bisher nicht erreicht. Der 
Gouverneur des US-
Bundesstaates Hawai‘i, David I-
ge, sprach sich wiederholt für den 
Bau des Teleskops aus, zeigte al-
lerdings auch ein gewisses Ver-
ständnis für die Position der Akti-
visten und ordnete mehrmals Mo-
ratorien für den Bau an.  
 
Indessen hat die „Bergschützer“-
Bewegung auch auf die Nachbar-
insel Maui übergegriffen, wo auf 
dem ebenso heiligen Gipfel des  
3.055 m hohen Haleakalā eben-
falls ein Teleskop im Bau ist. Im 
den Monaten Juli und August blo-
ckierten dort Bergschützer mehr-
mals die Zugangsstraße und 
brachten damit auch dort die 
Bauarbeiten zum Erliegen. Ende 
August gab es dort ebenfalls Zu-
sammenstöße mit der Polizei und 
mehrere Festnahmen.  
 
Die Protestbewegungen sind mitt-
lerweile zu einem entscheidenden 
Kristallisationspunkt der hawaii-
schen Unabhängigkeitsbewegung 
geworden. Neben der spirituellen 
Bedeutung der Berggipfel, wes-
wegen die Bauarbeiten als Ent-
weihung verstanden werden, wird 
vermehrt auch auf die politisch-
juristischen Aspekte des Konflikts 
verwiesen, nämlich, dass beide 
Gipfel auf Regierungsland des 

hawaiischen Königreichs liegen, 
und US-Behörden als Organe ei-
ner illegitimen Besatzungsmacht 
gar kein Recht haben, dort  
Teleskope oder andere Anlagen 
zu errichten.  
 
Neben den zeitweise mehreren 
hundert vor Ort aktiven Berg-
schützern sind inzwischen Tau-
sende als Unterstützer der Pro-
testaktionen aktiv, sowohl inner-
halb als auch außerhalb von Ha-
wai‘i. Täglich gehen über soziale 
Netzwerke zahlreiche Berichte, 
Fotos und Videos der Aktionen 
um die Welt. Damit erhält die bis-
lang weltweit eher marginalisierte 
hawaiische Unabhängigkeitsbe-
wegung bislang unerreichte glo-
bale Aufmerksamkeit. Einige Be-
obachter sprachen gar vom Be-
ginn eines „hawaiischen Früh-
lings,“ in Anlehnung an den eben-
falls von der Nutzung sozialer 
Netzwerke geprägten arabischen 
Frühling der Jahre 2011-2012. 
(Artikel von Pazifik-Netzwerkmitglied Lorenz 
Gonschor, Honolulu. Honolulu Star-
Advertiser, Hawaii News Now, Hawaiian 
Kingdom blog, eigene Recherchen) 

 
 

AOTEAROA 
(NEUSEELAND) 

 
 

Einfuhrstopp für  
fidschianische Früchte 

 
Neuseeland hat einen Einfuhr-
stopp für Auberginen, Mangos, 
Papaya und Brotfrucht aus Fid-
schi verhängt. Zuvor hatte eine 
neuseeländische Behörde eine 
Lieferung Auberginen wegen Un-
stimmigkeiten in Fidschi bei der 
Umsetzung von Maßnahmen aus 
einem Quarantäneabkommen 
zwischen den beiden Staaten zu-
rückgeschickt. Sollte der Einfuhr-
stopp für längere Zeit bestehen, 
werden gravierende Einbußen 
insbesondere für fidschianische 
Farmer befürchtet, da Neusee-
land ein Hauptabnehmer ihrer 
Produkte ist. Der stellvertretende 
fidschianische Premierminister 
Aiyaz Sayed-Khaiyum, der wäh-
rend einer Auslandsreise von 
Premierminister Banimarama die 
Amtsgeschäfte leitete, verurteile 

das Einfuhrverbot scharf. Er warf 
Neuseeland vor, dieses sei unge-
rechtfertigt und es sei unüblich, 
dass wegen Unstimmigkeiten bei 
einer Einzellieferung umgehend 
ein Einfuhrverbot für eine ganze 
Reihe von Lebensmittel verhängt 
werde. Sowohl die Regierung 
Fidschis als auch Neuseelands 
erklärten sich jedoch zu Gesprä-
chen bereit, um den Vorfall zu 
klären. Wie Sayed-Khaiyum sag-
te, werde Fidschi nicht eher ru-
hen, bevor der Export nach Neu-
seeland wieder normalisiert wor-
den sei. Inzwischen haben neu-
seeländische Experten Gesprä-
che mit dem für die betroffene 
Lieferung verantwortlichen Unter-
nehmen geführt. Regierungsver-
treter beider Länder sind in Nadi 
und Wellington zusammenge-
kommen, um über das Einfuhr-
verbot zu verhandeln. (Artikel von 

Oliver Hasenkamp, Pazifik-Netzwerk, Berlin. 
Fiji Sun 8.8.2015, Radio New Zealand Inter-
national 13.8.2015, 12.8.2015) 

 
 
Pazifische Saisonarbeiter 

für Fischindustrie 
 
Der neuseeländische „Wirt-
schaftsbotschafter“ für den Pazi-
fik, Shane Jones, hat der Regie-
rung geraten, qualifizierte Sai-
sonarbeiter aus Pazifikstaaten in 
der Fischindustrie einzusetzen 
und dazu die jährliche Quote von 
Saisonarbeitern zu erhöhen. Der-
zeit regelt das „Recognised Se-
asonal Employer“ Programm, wie 
viele Saisonarbeiter jährlich aus 
welchen pazifischen Ländern in 
Neuseeland für einen begrenzten 
Zeitraum arbeiten können. Bis-
lang ist die Quote auf 9.000 Sai-
sonarbeiter jährlich begrenzt. Jo-
nes sagte, er strebe eine Erhö-
hung dieser Quote an, vor allem 
angesichts des neuen, von Neu-
seeland finanzierten Ausbil-
dungsprogramms für Arbeiter in 
der Fischindustrie von Kiribati. 
Nach erfolgreichem Abschluss ih-
rer Ausbildung in Kiribati seien 
diese Arbeiter bestens für einen 
Einsatz in der stetig wachsenden 
neuseeländischen Fischindustrie 
gewappnet, erklärte Jones. (Radio 

NZ Intern. 20.08.15,  
http://www.immigration.govt.nz/employers/e
mploy/temp/rse/default.htm) 
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WWEESSTTPPAAPPUUAA  

TTIIMMOORR--LLEESSTTEE  

AACCEEHH  
 

 
Beobachterstatus bei MSG 
 
Westpapua: Dem Antrag des 
United Liberation Movement for 
West Papua (ULMWP) auf voll-
wertige Mitgliedschaft bei dem 
melanesischen Staatenverbund 
Melanesian Spearhead Group 
wurde nicht entsprochen. Die 
Vertreter der MSG-Staaten einig-
ten sich bei ihrem 20. Gipfeltref-
fen vom 24. bis zum 26. Juni in 
Honiara (Salomonen) darauf, 
Westpapua lediglich einen Status 
als „Beobachter“ einzuräumen. 
Außerdem schränkten sie die 
ULMWP dahingehend ein, dass 
die Vereinigung von Unabhängig-
keitsaktivisten innerhalb der MSG 
nur die Papuas vertreten darf, die 
außerhalb der indonesischen 
Provinz Westpapua leben. Als 
Beobachter haben die Vertreter 
der Befreiungsbewegung Rede-
recht, dürfen jedoch weder ab-
stimmen noch Beschlüsse zur 
Abstimmung vorlegen.  
 
Indonesien, seit dem Jahr 2011 
gemeinsam mit Timor-Leste 
ebenfalls Beobachter bei der 
MSG, erhielt den Status „assozi-
iertes Mitglied“.  
 
Die Reaktionen auf die Zulassung 
der ULMWP als Beobachter wa-
ren gemischt. Einige Vertreter der 
ULMWP zeigten sich enttäuscht, 
andere äußerten sich zufrieden. 
Vertreter deutscher Nichtregie-
rungsorganisationen bewerten 
positiv, dass indonesische und 
papuanische Vertreter künftig bei 
Sitzungen der MSG gemeinsam 
an einem Tisch sitzen werden.  
 
Info: Zur MSG gehören die Staa-
ten Fidschi, Papua-Neuguinea, 
die Salomonen, Vanuatu und die 
Partei FLNKS aus Neukaledoni-
en. Die Gruppe wurde 1986 von 
dem anglikanischen Pastor Wal-
ter Lini aus Vanuatu gegründet. In 
den fünf melanesischen Staaten 
des Verbundes leben insgesamt 

über 80 % der Gesamtbevölke-
rung von Ozeanien. (Solomon Star 

26.06.15, Flash d’Océanie 28.06.15) 

 
 

Appell der ICP 
 
Brüssel: Als Mitglied in der Inter-
national Coalition for Papua (ICP) 
führte das West Papua Netzwerk 
vom 3. bis zum 5. Mai eine inter-
nationale Tagung zu Westpapua 
in Brüssel mit durch. Dazu kamen 
Vertreter internationaler Organi-
sationen, darunter auch der Vor-
standsvorsitzende des Pazifik-
Netzwerkes, Oliver Hasenkamp, 
auch im EU-Parlament zusam-
men. Die Koalition verabschiede-
te einen Appell, der hier in deut-
scher Übersetzung abgedruckt 
ist:  
 
„Wir – Kirchenführer, Menschen-
rechtsverteidiger, Akademiker 
und internationale Beobachter – 
trafen uns im Mai 2015 in Brüssel 
zur Konsultation der Internationa-
len Koalition für Papua, um die 
Menschenrechtslage in Papua zu 
diskutieren. Des Weiteren trafen 
wir uns am 5. Mai 2015 im Euro-
päischen Parlament auf Einla-
dung des Parlamentsmitglieds 
Frau Ana Gomes mit dem Chargé 
d’Affaires Indonesiens für die Eu-
ropäische Union sowie indonesi-
schen Diplomaten aus Brüssel 
und Jakarta, um die aktuelle Situ-
ation in Papua zu besprechen. 
Bei seinem Besuch in Papua im 
Dezember 2014 sagte Präsident 
Joko Widodo in der Öffentlichkeit, 
dass er sich verpflichten würde, 
auf die Stimmen der Papua zu 
hören. Die aktuelle Entwicklung in 
Papua zeigt eine andere Wirk-
lichkeit. 
Wir sind besorgt über die neues-
ten Entwicklungen in Papua, bei 
denen indonesische Sicherheits-
kräfte vermehrt mit Gewalt gegen 
die indigene Bevölkerung vorge-
hen. Der Vorsitzende der Evan-
gelischen Kirche in Papua (GKI-
TP), Pfarrer Albert Yoku betonte, 
dass sich „die Situation in Papua 
in den letzten sechs Monaten seit 
Amtsbeginn Joko Widodos ver-
schlechtert“ habe. 
 
 

Am 1. Mai 2015 wurden 264 Pa-
puas verhaftet, als sie an den 52. 
Jahrestags der administrativen 
Übergabe Papuas an Indonesien 
gedachten. Es gab Berichte über 
Folter der Demonstranten und 
mindestens zwei von ihnen sind 
noch immer inhaftiert. Vor zwei 
Jahren wurden am 1. Mai 2013 
mindestens 30 Menschen wegen 
ähnlicher Aktivitäten verhaftet. 
Die besonders unterdrückerische 
Vorgehensweise bei der diesjäh-
rigen Verhaftungsaktion zeigt ei-
ne klare Einschränkung der Aus-
übung von Meinungs- und Ver-
sammlungsfreiheit in Westpapua. 
 
Die Papuas erleben eine demo-
graphische Verschiebung, bei der 
sie zu einer Minderheit in ihrem 
eigenen Land geworden sind. 
Diese Sorge wurde von einer 
Studie des „West Papua Projekts“ 
an der Universität Sydney bestä-
tigt. In den 1970er Jahren machte 
die indigene Bevölkerung 70% 
der Gesamtbevölkerung Papuas 
aus. Heutzutage beträgt die Zahl 
der indigenen Papuas in Papua 
lediglich 42 % der Bevölkerung. 
Als Folge dieses demographi-
schen Wandels ist das Zusam-
menleben der indigenen und der 
nicht-indigenen Bevölkerung Pa-
puas geprägt durch Spannungen, 
Vorurteile, Diskriminierung und 
Gewalt. 
Papuas erleben weiterhin, dass 
sie von der Zusammenarbeit mit 
der internationalen Gemeinschaft 
und Menschenrechtsbeobach-
tern, Journalisten, Forschern und 
humanitären Organisationen iso-
liert werden. 
 
Aufgrund dieser besorgniserre-
genden Erkenntnisse empfehlen 
wir folgendes: 
 
Der indonesischen Regierung: 
Die Unterbindung des unverhält-
nismäßig hohen Maßes an Ge-
walt durch die indonesischen Si-
cherheitskräfte und die Überprü-
fung der Sicherheitspolitik in Be-
zug auf Papua. Letzteres sollte in 
Kooperation mit der Zivilgesell-
schaft auf lokaler und nationaler 
Ebene geschehen. 
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Die bedingungslose Freilassung 
aller politischen Gefangenen. 
Die Gewährleistung, dass die 
Straflosigkeit bei Menschen-
rechtsverletzungen einschließlich 
der Folter nicht weiter bestehen 
bleibt. 
 
Im Kontext der demographischen 
Verschiebung die Rechte der in-
digenen Papuas, einschließlich 
ihres Rechtes auf Land und Zu-
gang zu den natürlichen Res-
sourcen, durch konkrete Maß-
nahmen zu schützen sowie aktive 
Bemühungen zu unternehmen, 
um Konflikte aufgrund von ethni-
schen Differenzen zu verhindern. 
Die Realisierung der Selbstver-
pflichtung des Präsidenten zum 
neutral vermittelten Dialog mit 
den Papuas, z.B. durch Verhand-
lungen mit Friedensaktivisten Pa-
puas. 
 
Der europäischen Union:  
Das Anmahnen der andauernden 
und häufiger werdenden Men-
schenrechtsverletzungen in Pa-
pua im Menschenrechtsdialog 
zwischen der EU und Indonesien 
durch die Einbeziehung von und 
Zusammenarbeit mit der Zivilge-
sellschaft einschließlich Gruppen 
aus Papua. 
In naher Zukunft einen Informati-
onsbesuch zum Thema Men-
schenrechte nach Papua zu un-
ternehmen. 
Die indonesische Regierung dazu 
aufzurufen, die Einschränkungen 
beim praktischen Zugang nach 
Papua aufzuheben.“ 
(Appell der ICP, www.west-papua-netz.de) 

 
 

Rebellenführer im  
Schusswechsel mit Polizei 

und Militär erschossen 
 
Timor-Leste: Der Anführer der il-
legalisierten Veteranenorganisa-
tion Konsellu Revolusaun Maube-
re (KRM) wurde am 8. August 
2015 von staatlichen Sicherheits-
kräften im Gefecht erschossen. In 
einer Presseerklärung der timore-
sischen Regierung heißt es, dass 
der Tod Mauk Moruks bedauert 
werde und eine gewaltsame Kon-
frontation zwischen der KRM und 
Polizei und Militär in der gemein-

samen Operation leider nicht zu 
verhindern war. 
 
Mauk Moruk war ein langjähriger 
Kritiker der osttimoresischen Re-
gierung und des ehemaligen 
Premierministers Xanana Gus-
mão und hatte öffentlich seinen 
Rücktritt sowie die Auflösung der 
Regierung und des Parlaments 
gefordert. Mauk Moruk, mit bür-
gerlichem Namen Paulino Gama, 
war aktiver Kämpfer im Unab-
hängigkeitskampf gegen Indone-
sien und Kommandeur der 
Forças Armadas de Libertação 
Nacional de Timor Leste 
(FALINTIL), dem militärischen 
Arm des osttimoresischen Wider-
stands. Bereits in den 1980er 
Jahren kam es zu Unstimmigkei-
ten zwischen ihm und dem dama-
ligen Führer der FALINTIL, Xana-
na Gusmão, was eine Abspaltung 
von Mauk Moruks Anhängern zur 
Folge hatte. Nach vielen Jahren 
im Exil in Holland kehrte Mauk 
Moruk im Oktober 2013 nach 
Timor-Leste zurück und gründete 
die dissidente KRM. Er stellte die 
Legitimität der timoresischen Re-
gierung infrage und konnte 
schnell eine relativ große Anhä-
ngerschaft, vor allem unter Vete-
ranen, mobilisieren. Eine allge-
meine Unzufriedenheit und ent-
täuschte Erwartungen über nicht 
erreichte Ziele nach der Unab-
hängigkeit spielten Mauk Moruk 
dabei in die Hände. Der damalige 
Premierminister, der generell 
empfindlich auf Kritik reagierte, 
ließ die Gruppe KRM im Jahr 
2014 illegalisieren, da ihre Mit-
glieder echte Militäruniformen 
trugen. Die KRM operierte wei-
terhin im Untergrund und machte 
Anfang des Jahres 2015 Schlag-
zeilen, als es in Laga im Distrikt 
Baukau zu einer Auseinanderset-
zung zwischen der lokalen Polizei 
und der KRM kam. Mitglieder der 
KRM nahmen zwei Polizisten als 
Geiseln und verletzten zwei wei-
tere Polizisten. Gusmão reiste ei-
gens im Konvoi aus der Haupt-
stadt Dili an, um Mauk Moruk da-
zu zu bringen, die Geiseln freizu-
lassen, was ihm auch gelang. 
Seitdem hielt sich Mauk Moruk im 
Wald mit seinen Kameraden ver-
steckt, bis es im August während 

des Schusswechsels zwischen 
Militär und Polizei und der KRM 
zu mehreren Verwundeten und 
zwei Toten kam, darunter Mauk 
Moruk. Die Zeit des Bekanntwer-
dens über den Vorfall und der da-
rauffolgenden Beerdigung führte 
zu einer angespannten Lage im 
Land. 
 
Kritische Beobachter äußerten, 
dass es sich um einen von obers-
ter Instanz initiierten Mordkom-
plott handele, der Parallelen zu 
den ungeklärten Umständen, un-
ter denen der Rebell Alfredo 
Reinado 2008 erschossen wurde, 
aufweist. (Artikel von Janina Pawelz, 

Vorsitzende der Deutschen Osttimor Gesell-
schaft e.V.) 

 
 
Zehn Jahre Frieden in Aceh 
 
Aceh: Am 15. August wurde der 
Frieden in Aceh zehn Jahre alt. 
Die indonesische Regierung 
spricht von einem Erfolg. Interna-
tionale Beobachter und Vertreter 
von Organisationen sind ange-
reist, um den Jahrestag zu feiern. 
Doch ist es tatsächlich schon an 
der Zeit, zu feiern? Die schweren 
Menschenrechtsverletzungen, die 
während des drei Jahrzehnte 
währenden Konflikts begangen 
wurden, sind bis heute nicht auf-
gearbeitet. Bis zu 30.000 Men-
schen starben in dieser Zeit einen 
gewaltsamen Tod. 
 
Vor gut 10 Jahren geriet Aceh in 
die Schlagzeilen der internationa-
len Medien. Der Tsunami im De-
zember 2004 kostete alleine in 
dieser indonesischen Provinz 
mindestens 160.000 Menschen 
das Leben. Viele weitere werden 
bis heute noch vermisst. Acht 
Monate nach dem Tsunami er-
hielt Aceh erneut große internati-
onale Aufmerksamkeit, als das 
Friedensabkommen zwischen der 
indonesischen Regierung und der 
Befreiungsbewegung GAM in 
Helsinki unterzeichnet wurde. Die 
EU unterstützte dieses Abkom-
men. Eine erste EU-
Friedensmission namens Aceh 
Monitoring Mission (AMM) wurde 
nach Aceh geschickt, um die Um-
setzung des Abkommens und 
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dabei insbesondere die so ge-
nannte DDR (Demobilisation, 
Disarmament and Reintegration) 
zu unterstützen. Aufgrund dieser 
planmäßig erfolgten Demilitarisie-
rung werten viele Beobachter die 
AMM als eine erfolgreiche Missi-
on. Dennoch blieb das Ergebnis 
hinter den Erwartungen der Zivil-
gesellschaften zurück, denn in 
den Bereichen Friedensarbeit und 
Monitoring konnte die Mission ih-
ren Auftrag nur ansatzweise erfül-
len. 
 
Der breiten Öffentlichkeit im Wes-
ten wurde Aceh durch die 
Tsunamikatastrophe bekannt. Die 
Städte und Dörfer der Küstenre-
gion sowie große Teile der öffent-
lichen Infrastruktur wurden von 
der Flutwelle massiv zerstört. 
Weniger bekannt ist jedoch der 
Krieg, den die indonesische Re-
gierung seit der Ausrufung der 
Bewegung „Unabhängiges Aceh“ 
(Gerakan Aceh Merdeka/GAM) 
1976 in dieser Region führte. 
Dieser Krieg wurde im Laufe der 
Jahre intensiviert, die Region 
Aceh von der indonesischen Re-
gierung schließlich sogar zum Mi-
litäroperationsgebiet gemacht. 
Vom 1989 bis 1998 wurden ver-
schiedene Militäroperationen zur 
Bekämpfung der GAM durchge-
führt. Mord, Verfolgung, willkürli-
che Festnahmen, Folter, Ver-
schwindenlassen, Vergewaltigun-
gen und weitere Menschen-
rechtsverletzungen bestimmten 
jahrelang den Alltag in Aceh, 
ganze Dörfer wurden niederge-
brannt. Als Suharto 1998 in 
Jakarta seinen Rücktritt erklärte 
und die neue Regierung die 
Macht übernahm, hörten die Ge-
walttaten in Aceh nicht auf. Am 
19. Mai 2003 rief die damalige 
Präsidentin Megawati Sukar-
noputri in Aceh sogar den militäri-
schen Notstand aus. Parallel da-
zu wurden erneut militärische 
Operationen durchgeführt. Das 
Kommando führte der damalige 
Stabschef des indonesischen 
Heeres, General Ryamizard Rya-
cudu - der heutige Verteidi-
gungsminister. Er ordnete eine 
Erhöhung der Truppenkontingen-
te an, was zur Folge hatte, dass 
Aceh sehr stark militarisiert wur-

de. In der Zeit, in der die Regie-
rung in Aceh Krieg gegen die 
GAM führte, war die Region für 
Journalisten und internationale 
Organisationen nur sehr einge-
schränkt zugänglich. Was die in-
donesischen Bürger über Aceh zu 
hören bekamen, war die Ge-
schichte über den Kampf des Mili-
tärs gegen eine Rebellion in 
Aceh. Über die schweren Men-
schenrechtsverletzungen wurde 
in den öffentlich zugänglichen 
Medien hingegen nur sehr wenig 
berichtet. 
 
Die Tsunamikatastrophe im Jahr 
2004 wird als ein Katalysator für 
die Friedensverhandlungen an-
gesehen. Zwar gab es schon vor-
her Versuche für Friedensge-
spräche, die jedoch allesamt 
scheiterten, so z.B. der vom Henri 
Dunant Centre vermittelte Dialog. 
 
Am 15. August 2005 wurde in 
Helsinki das Friedensabkommen 
unterzeichnet. Neben der größe-
ren Autonomie, die der neuen 
Regierung in Aceh eingeräumt 
werden sollte, wurden im Vertrag 
die Etablierung einer Wahrheits- 
und Versöhnungskommission 
sowie eines Menschenrechtsge-
richtshofs in Aceh festgehalten. 
Beide Forderungen wurden spä-
ter noch einmal im Gesetz zur 
Regierung Acehs (UU Pemerin-
tahan Aceh No. 11/2006, Artikel 
228 und 229) aufgenommen. 
Doch weder die semi-autonome 
Regierung der Provinz Aceh, 
noch die Zentralregierung in 
Jakarta haben seither ernsthafte 
Bemühungen erkennen lassen, 
diesen Worten auch Taten folgen 
zu lassen. Ebenso wenig wie die 
viel gepriesene EU-
Friedensmission AMM griffen sie 
das Thema Menschenrechte auf. 
Bis heute liegen die Themen 
Wahrheitsfindung und Versöh-
nung auf Eis. 
 
2013 leitete die nationale Men-
schenrechtskommission Komnas 
HAM eine Untersuchung über die 
Menschenrechtsverletzungen 
während der Militäroperation von 
1989-1998 ein. Der Bericht zeigt, 
wie organisiert Verfolgungen und 
Folter stattfanden. Um die Mili-

täroperation effektiver durchfüh-
ren zu können, etablierte die in-
donesische Armee Sicherheits-
posten bis hinunter zur kommu-
nalen Ebene. Als Beispiel für Fol-
terzentren auf lokaler Ebene 
nennt Komnas HAM den Fall des 
Rumoh Geudong in Pidie. Es 
handelte sich dabei um ein tradi-
tionelles Haus, wie es in jedem 
Dorf zu finden ist. Viele Leute, 
sowohl Männer als auch Frauen, 
die angeblich eine Verbindung 
zur GAM hatten, wurden in diese 
Häuser gebracht. Dort wurden sie 
eingesperrt, verhört, gefoltert, 
vergewaltigt und getötet. 
 
Der Bericht von Komnas HAM 
stellte fest, dass das indonesi-
sche Militär im Zuge der Mili-
täroperationen schwere Men-
schenrechtsverletzung beging, 
die man als Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit (crimes 
against humanity) klassifizieren 
muss. Von diesem Untersu-
chungsergebnis erhoffte man 
sich, dass die Aufarbeitung der 
Menschenrechtsverletzungen in 
Aceh noch einmal Auftrieb erhal-
ten würde. Das ist bis heute leider 
nicht der Fall. Die Hoffnungen 
von tausenden von Opfern wur-
den wieder zerschlagen.  
 
Ein Jahrzehnt Frieden wird gefei-
ert. Aber was ist Frieden ohne 
Gerechtigkeit? (Artikel von Basilisa 

Dengen, Mitarbeiterin bei Watch Indonesia!, 
Berlin, 16.08.15) 
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AUSTRALIEN 

 

 
Unterschriften gegen  

Asylpolitik 
 
Die Partei „Die Grünen“ hat dem 
australischen Senat Mitte Juni ei-
ne Liste mit 65.000 Unterschriften 
übergeben. Es handelte sich um 
eine Petition zur Schließung der 
australischen Flüchtlingscamps 
auf den pazifischen Inseln Nauru 
und Manus (Papua-Neuguinea). 
Die Grünen fordern die sofortige 
Schließung beider Camps.  
 
Beobachter der internationalen 
Menschenrechtsorganisation 
Amnesty International sowie Mit-
arbeiter des Antifolter-Komitees 
der Vereinten Nationen hatten die 
Zustände in den Camps als 
„grausam und menschenverach-
tend“ beschrieben. Australische 
Krankenschwestern hatten nach 
ihrer Rückkehr aus dem Einsatz 
in den Lagern von unhaltbaren 
Zuständen gesprochen. Selbst 
Kinder seien vom Wachpersonal 
und anderen inhaftierten Flücht-
lingen missbraucht und gefoltert 
worden. (Radio NZ Intern 16.06.15) 

 
 

Botschafterin  
überraschend abgezogen 

 
Die australische Botschafterin für 
Papua-Neuguinea, Deborah 
Stokes, ist Ende Juli überra-
schend zurückgetreten und aus-
gereist. Die Amtsgeschäfte über-
nahm kommissarisch Frau Bronte 
Moules, eine Diplomatin, die zu-
letzt an der australischen Bot-
schaft in Myanmar tätig war.  
 
Stokes war seit März 2013 in Port 
Moresby. Eine offizielle Begrün-
dung für ihren überraschenden 
Rücktritt acht Monate vor dem 
Ende ihrer offiziellen Amtszeit 
gab das australische Außenminis-
terium nicht bekannt. Gerüchten 
zufolge war es jedoch zu neugui-
neisch-australischen Spannungen 
gekommen, nachdem die austra-
lische Außenministerin Julie Bis-

hop angekündigt hatte, in naher 
Zukunft eine australische Bot-
schaft in der Autonomen Republik 
Bougainville eröffnen zu wollen. 
Dieses Ansinnen hatte den neu-
guineischen Premierminister Pe-
ter O’Neill verärgert. (Radio Australia 

23.07.15, PNG Attitude 22.07.15)   

 
 

Unterstützung für  
Korallendreieck 

 
Die australische Regierung wird 
mit 1,9 Millionen AUS-Dollar die 
Bemühungen Papua-Neuguineas 
zum Schutz des so genannten 
Korallendreiecks unterstützen. 
Papua-Neuguinea hat die Kam-
pagne „Coral Triangle Initiative on 
Coral Reefs, Fisheries and Food 
Security“ gestartet. Angesichts 
der Folgen des Klimawandels 
kommt den geschützten Meeres-
gewässern von PNG eine beson-
dere Bedeutung bei der Ernäh-
rungssicherung der Einwohner 
zu. Der neuguineische Umwelt-
minister John Pundari und sein 
australischer Amtskollege Greg 
Hunt einigten sich bei einem Tref-
fen in Port Moresby darauf, die 
zusätzlichen australischen För-
dergelder für Projekte in der Gulf-
Provinz von Papua-Neuguinea 
einzusetzen.  
 
Info: Das so genannte Korallen-
dreieck liegt im westlichen Pazifik 
und umfasst die Gewässer von 
Papua-Neuguinea, den Philippi-
nen, Indonesien, Malaysia, Timor-
Leste und die westlichen Salo-
monen. Dieses Gebiet wurde im 
Jahr 2000 als Naturschutzgebiet 
ausgewiesen. Über 120 Millionen 
Menschen in diesem Gebiet sind 
abhängig von den Ressourcen 
des Meeres. Im Schutzgebiet le-
ben sechs der sieben Arten von 
großen Meeressschildkröten so-
wie über 2.000 verschiedene Riff-
fische. Benannt wurde das Gebiet 
wegen seiner mehr als 600 ver-
schiedenen Korallen, deren Viel-
falt einzigartig für den gesamten 
asiatisch-pazifischen Raum ist.  
(http://www.worldwildlife.org/places/coral-
triangle, Post-Courier 20.08.15) 

 
 
 

 

SSPPOORRTT  

  

 
† Jerry Collins 

 
Der samoanische Rugbyspieler 
Jerry Collins ist am 5. Juni bei ei-
nem Autounfall auf der Autobahn 
bei Béziers (Südfrankreich) töd-
lich verunglückt. Mit dem 34-
Jährigen starb seine kanadische 
Ehefrau Alana Madill (35), die er 
erst im vergangenen Jahr gehei-
ratet hatte. Die drei Monate alte 
Tochter Alya überlebte den Unfall 
schwerverletzt.  
 
Der am 4. November 1980 in 
Apia geborene Sportler war im Al-
ter von zwei Jahren mit seiner 
Familie nach Neuseeland ausge-
wandert. 1999 gewann er mit der 
neuseeländischen U-19 Natio-
nalmannschaft die Juniorenwelt-
meisterschaft. 2001 gab er sein 
Debut bei der neuseeländischen 
Nationalmannschaft „All Blacks“. 
Ab 2006 war Collins bei einigen 
Spielen der All Blacks Spielführer. 
Insgesamt bestritt er 48 Länder-
spiele für die All Blacks. 2008 
wechselte Collins nach Frank-
reich zum Aufsteiger RC Toulon, 
der von seinem ehemaligen Nati-
onalmannschaftskollegen und 
Cousin Tana Umaga trainiert 
wurde. Nach der Saison 2008/09 
wechselte er nach Wales zu den 
Ospreys. Ab 2013 spielte er zwei 
Jahre lang in Japan für Yamaha 
Júbilo, bevor er im Januar 2015 
zum RC Narbonne in die zweite 
französische Liga wechselte. Hier 
spielte er bis zu seinem Tod als 
Flügelspieler.  
Collins war für seine physische 
Spielweise bekannt und galt auf 
seiner Position als einer der bes-
ten Spieler der Welt. (Samoa Obser-

ver 07.06.15, Wikipedia, soziale Netzwerke 
online) 

 
 
 
 
 
 
 
 

http://www.worldwildlife.org/places/coral-triangle
http://www.worldwildlife.org/places/coral-triangle
https://de.wikipedia.org/wiki/RC_Toulon
https://de.wikipedia.org/wiki/Tana_Umaga
https://de.wikipedia.org/wiki/Wales
https://de.wikipedia.org/wiki/Ospreys
https://de.wikipedia.org/w/index.php?title=Yamaha_J%C3%BAbilo&action=edit&redlink=1
https://de.wikipedia.org/w/index.php?title=Yamaha_J%C3%BAbilo&action=edit&redlink=1
https://de.wikipedia.org/wiki/RC_Narbonne
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Höchste Niederlage im 
Fußball 

 
FSM: Die U23-Fußball-
nationalmannschaft der Föderier-
ten Staaten von Mikronesien 
(FSM) hat die Qualifikation für 
das Olympische Fußballturnier 
2016 in Rio de Janeiro verpasst. 
Sie verlor alle drei Qualifikations-
spiele haushoch gegen die pazifi-
schen Nachbarn. Gegen Fidschi 
kassierte sie 38 Tore, gegen Ta-
hiti 30 und bei ihrem letzten Spiel 
gegen Vanuatu in Port Moresby 
(Papua-Neuguinea) sogar 46 To-
re, jeweils bei keinem Gegentor. 
Trotz der hohen Niederlagen 
nahm der australische National-
trainer Stan Foster seine Spieler 
in Schutz. Viele hätten zum ers-
ten Mal auf einem großen Platz 
gespielt. Auch seien viele Spieler 
zum ersten Mal Rolltreppe und 
Aufzug gefahren. Diese Erfah-
rungen im Ausland bei der Anrei-
se zu den Spielorten haben die 
Spieler eingeschüchtert, so der 
Trainer.  
 
Die Schlappe gegen Vanuatu ist 
die höchste Länderspiel-
Niederlage aller Zeiten, jedoch 
kein Weltrekord, da bei der 
Olympia-Qualifikation nur U23-
Mannschaften mitspielten. Den 
Weltrekord mit der höchsten Nie-
derlage hält Amerikanisch-
Samoa, das während der Qualifi-
kation für die Weltmeisterschaft 
2012 an Australien mit 0:31 
scheiterte.  
 
Vanuatu hat übrigens aufgrund 
der großen Tordifferenz noch ei-
ne Chance auf die zweite Qualifi-
kationsrunde. Mikronesien hofft 
derweil auf die Aufnahme als offi-
zielles Mitglied des Fußballwelt-
verbandes FIFA.  
(http://www.kicker.de/news/fussball/intligen/s
tartseite/630414/artikel_nach-0_46---
mikronesiens-trainer-nimmt-spieler-in-
schutz.html) 

 
 
 
 
 
 
 
 

Fidschi qualifiziert sich für 
Olympia 

 
Papua-Neuguinea: Die U20-
Nationalmannschaft Fidschis hat 
sich Mitte Juli mit einem 4:3 Sieg 
durch Elfmeterschießen gegen 
Vanuatu für die Teilnahme an den 
Olympischen Spielen 2016 im 
brasilianischen Rio de Janeiro 
qualifiziert. Im Sir Hubert Murray 
Stadion in Neuguineas Haupt-
stadt Port Moresby konnte Fid-
schi erst nach der Verlängerung 
im Elfmeterschießen die ent-
scheidenden Tore machen. (Kicker 

12.07.15) 

 
 

Neuer Golfplatz und  
Luxus-Hotel 

 
Neukaledonien: Auf dem neuen 
18-Loch-Golfplatz in Bourail auf 
der Insel Grande Terre findet im 
April 2016 erstmals in Ozeanien 
die Weltmeisterschaft der Ama-
teurgolfer statt. An dem „Amateur 
Golf World Cup“ nehmen 12 Län-
der über 54 Loch teil. Mitmachen 
dürfen alle Hobbygolfer, die über 
ein Handicap verfügen. Gespielt 
werden drei Runden, die Teil-
nehmer müssen sich davor in der 
jeweiligen nationalen Ausschei-
dung bewähren - in mehr als 300 
Turnieren weltweit mit mehr als 
24.000 Spielern.  
Spielen werden die Amateurgolfer 
auf dem neuen Golfplatz des 
amerikanischen Stararchitekten 
Pete Dye, der hier sein erstes 
Projekt im Pazifik verwirklichte. 
Angeschlossen an den Golfplatz 
ist das Luxus-Hotel Sheraton De-
va New Caledonia Resort Golf & 
Spa. Das Hotel liegt an einem 13 
Kilometer langen Sandstrand und 
verfügt über eine 900 Quadratme-
ter große Poolanlage. Mit seinen 
180 Zimmern, Suiten und Bunga-
lows ist das Sheraton eines der 
größten und luxuriösten Hotels im 
pazifischen Raum. (Pressemitteilung 

Tourismusbüro Neukaledonien 12.06.15) 

 
 
 
 
 
 

 

„„TTOOKK  BBIILLOONNGG  PPAASSIIFFIIKK““  
 

 
Rückgabe von Schädeln 

 
Schweden: Die schwedische 
Regierung hat zehn menschliche 
Schädel an die polynesische Or-
ganisation Te Tupuna Te Tura 
zurückgegeben. Die Schädel wa-
ren 1884 von dem schwedischen 
Archäologen Hjalmar Stolpe aus 
Französisch-Polynesien mitge-
bracht worden. Sie wurden an 
den Universitäten in Stockholm 
und Uppsala aufbewahrt und nun 
in einer feierlichen Zeremonie an 
die Delegation aus Französisch-
Polynesien zurückgegeben. Die 
Schädel sollen auf den Marque-
sas-Inseln beigesetzt werden. 
(Radio NZ Intern. 09.06.15)  

 
 

Tee zertifiziert 
 
Fidschi: Die fidschianische Nicht-
regierungsorganisation FRIEND 
(Foundation for Rural Integrated 
Enterprise and Development) hat 
es mit finanzieller und logistischer 
Unterstützung der Europäischen 
Union geschafft, Zitronengras-
Tee als Bio-Produkt zu zertifizie-
ren. Damit darf der biologisch an-
gebaute Tee in EU-Staaten ex-
portiert werden.  
Nach Angaben von Sashi Kiran, 
Direktorin von FRIEND, haben 
sich auf den Inseln Vanua Levu 
und Viti 50 Bauern zusammenge-
schlossen, um den Zitronengras-
Tee ökologisch anzubauen und 
zu ernten. Die Bauern wurden im 
Rahmen einer Initiative des fid-
schianischen Landwirtschaftsmi-
nisteriums ermutigt, sich im öko-
logischen Anbau zu engagieren. 
Fidschi sieht seine Agrar-Zukunft 
in der Rückkehr zur biologischen 
Landwirtschaft. (Radio NZ Intern. 

22.06.15) 

 
 
 
 
 
 
 

http://www.kicker.de/news/fussball/intligen/startseite/630414/artikel_nach-0_46---mikronesiens-trainer-nimmt-spieler-in-schutz.html
http://www.kicker.de/news/fussball/intligen/startseite/630414/artikel_nach-0_46---mikronesiens-trainer-nimmt-spieler-in-schutz.html
http://www.kicker.de/news/fussball/intligen/startseite/630414/artikel_nach-0_46---mikronesiens-trainer-nimmt-spieler-in-schutz.html
http://www.kicker.de/news/fussball/intligen/startseite/630414/artikel_nach-0_46---mikronesiens-trainer-nimmt-spieler-in-schutz.html
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Workshop für  
Kinderbücher 

 
Guam: Zur Vorbereitung auf das 
zwölfte pan-pazifische Kunst- und 
Kulturfestival Festival of Pacific 
Arts vom 22. Mai bis zum 4. Juni 
2016 hat das Touristeninformati-
onsbüro von Guam (Guam Visi-
tors Bureau) zu fünftägigen Krea-
tiv-Schreibwerkstätten eingela-
den. Im Rahmen der Kampagne 
„Connect me, Create me, Promo-
te me“ waren die Einwohner der 
Hauptstadt Hagatna eingeladen, 
Geschichten für Kinder in der 
Chamorro-Sprache zu verfassen. 
Rund 25 Menschen folgten der 
Einladung in die CAHA Gallery in 
der Hauptstadt, um traditionelle 
Märchen, Mythen und Legenden 
der indigenen Chamorro zu Pa-
pier zu bringen. Die Geschichten 
sollen von professionellen Illustra-
toren bebildert werden und an-
schließend in Buchform veröffent-
licht werden. Die Bücher sind Be-
standteil des Beitrages von Guam 
zum pazifischen Festival. Bei die-
sem alle vier Jahre stattfindenden 
Festival werden im nächsten Jahr 
Bewohner von 27 Pazifikstaaten 
ihre kulturellen Traditionen in Ge-
sang, Tanz, Musik und Kunst vor-
stellen. (Pacific Daily News 06.08.15) 

 
 

Weltkriegsausstellung in 
Apia 

 
Samoa: Eine vom neuseeländi-
schen Auckland War Memorial 
Museum konzipierte Ausstellung 
zur Geschichte des Ersten Welt-
kriegs in Samoa und Neuseeland 
ist nun als Dauerleihgabe im Na-
tional Museum of Samoa in Malifa 
(bei Apia) zu sehen. Die im Auck-
lander Museum mit fachlicher Un-
terstützung durch den samoani-
schen Historiker Professor Da-
mon Salesa von der University of 
Auckland entwickelte Ausstellung 
trägt den Titel „Entangled Islands- 
Samoa, New Zealand and the 
First World War“. Sie zeigt die 
Besetzung des damaligen 
Deutsch-Samoas durch neusee-
ländische Streitkräfte im Ersten 
Weltkrieg.  
 

Die neue Dauerausstellung wurde 
Anfang August im Rahmen der 
New Zealand-Samoa Friendship 
Week eröffnet. Bei der Vernissa-
ge vereinbarten die Direktoren 
beider Museum eine weitere mu-
seale Zusammenarbeit auch bei 
anderen Ausstellungsthemen. 
(Samoa Observer 04.08.15) 

 
 

 

KKIIRRCCHHLLIICCHHEE  

NNAACCHHRRIICCHHTTEENN  
 

 
AUS PAPUA-NEUGUINEA 

 
ELC-PNG 

 
Jugend-Konferenz 

 
Über 1.000 junge Leute trafen 
sich zu einer einwöchigen Ju-
gend-Konferenz im Dekanat Lae. 
Sie waren aus 14 Dekanaten aus 
dem ganzen Land angereist, um 
das 40-jährige Jubiläum der Ju-
gendarbeit im Yabem-Distrikt zu 
feiern. (National 13.07.15) 

 
 

RÖM.–KATH. KIRCHE 
 

Viel Lob für die Kirche 
 
Minister Leo Dion und Gouver-
neur Powes Parkop waren voll 
des Lobes für die röm.-kath. Kir-
che und insbesondere die Caritas 
Technical Secondary School in 
Port Moresby. Anlässlich der Er-
öffnung eines Erweiterungsbaus 
für 10 Millionen Kina (ca. 3,4 Mio. 
Euro) hoben sie die Verdienste 
der Kirche und der Caritas für die 
Entwicklung des Landes und ins-
besondere die hohe Qualität 
kirchlicher Schulen hervor. „Stel-
len Sie sich vor, es gäbe keine 
kirchlichen Schulen: viele unserer 
Kinder wären nie in eine Schule 
gegangen und würden ziel- und 
orientierungslos auf unseren 
Straßen herumhängen“, sagte 
Pakop. (National 15. und 19.06.15) 

 
 
 

Bildungskonferenz 
 

Knapp 40 Verantwortliche aus 
dem Bildungssektor aus 19 Diö-
zesen nahmen Mitte Juni an de-
ren jährlicher Konferenz in Port 
Moresby teil. Schwester Mary 
McCarthy, eine engagierte Teil-
nehmerin, unterstrich, wie hilf-
reich die Konferenz gewesen sei, 
die sich u.a. mit dem Thema 
„Werte und Tugenden“ befasste. 
„Werte sind Glaubenseinstellun-
gen, die den Verstand anspre-
chen. Tugenden sind Herzensan-
gelegenheiten, die einen starken 
Charakter formen“, betonte sie. 
Beides habe PNG derzeit nötiger 
denn je. (National 25.06.15) 

 
 

Gewalt an Schulen muss 
ein Ende haben 

 
Die Katholische Bischofskonfe-
renz will verstärkt gegen Gewalt 
und okkulte Praktiken an Schulen 
vorgehen, indem in verschiede-
nen Unterrichtsfächern verstärkt 
Wert auf die Vermittlung christli-
cher Tugenden gelegt werden 
soll. Die zunehmende Gewalt an 
Schulen spiegle aber nur die Ge-
samtentwicklung und den morali-
schen Verfall in der Gesellschaft 
wider, betonte Fr. Victor Roche, 
Generalsekretär der Bischofskon-
ferenz. In erster Linie sei es Auf-
gabe der Eltern, ein solides Wer-
tefundament in ihren Kindern an-
zulegen und christliche Werte und 
Tugenden in den Familien vorzu-
leben. (National 29.05.15) 

 
 

Missionar angegriffen 
 
Ein polnischer Missionar, Fr. Pe-
ter Wasko, wurde Anfang Mai im 
East Sepik angegriffen und ange-
schossen, als er verschiedene 
Gemeinden entlang des Kara-
wari-Flusses besuchte. Aus ei-
nem Abstand von etwa drei Me-
tern schoss ein maskierter Mann 
auf ihn mit einer Schrotflinte. 
Wasko wurde per Helikopter ins 
Krankenhaus nach Madang ge-
flogen, wo 156 Schrotkugeln ope-
rativ entfernt wurden. Mittlerweile 
befindet er sich auf dem Weg der 
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Besserung. (National 26.05.15) 

 
 

Kirche hilft Gefangenen 
 
Die kath. Kirche im West-Sepik 
unterstützt ein Rehabilitations-
programm im Doyo-Gefängnis in 
Westpapua/Indonesien. Ziel ist 
es, die Gefangenen auf die Zeit 
nach ihrer Entlassung vorzuberei-
ten, damit sie sich friedlich und 
produktiv in die Gesellschaft in-
tegrieren können. Die meisten 
von ihnen sind Drogenschmugg-
ler oder politische Gefangene. (Na-

tional 22.05.15) 

 
 

Kirche unterstützt Sport 
 
Die Katholische Bischofskonfe-
renz begrüßt und unterstützt die 
„Pazifischen Spiele“, weil Sport 
ganz wesentlich dazu beiträgt, 
persönliche Potentiale zu fördern 
und Menschen miteinander zu 
verbinden. „Sport trägt wesentlich 
zum physischen und psychischen 
Wohlbefinden der Menschen bei. 
… Wenn Jugendliche sich im 
Sport engagieren, kanalisieren 
sie ihre Energie in Teamgeist und 
sie sind weniger anfällig für aso-
ziale Aktivitäten wie Gewalt und 
Kriminalität“, betonte Arnold Oro-
wae, Präsident der Kath. Bi-
schofskonferenz von PNG und 
den Solomon Islands. (National 

29.06.15) 

 
 

AUS DER ÖKUMENE 
 

United Church  
Pfarrkonferenz 

 
Etwa 140 Pfarrer und ihre Ehe-
frauen aus ganz PNG trafen sich 
zu einer einwöchigen Konferenz 
Mitte Juni in Lae, die unter dem 
Thema „Entwicklung und Stär-
kung von Führungskräften in Got-
tes Mission“ stand. Für viele Pfar-
rer ist dies das einzige Treffen, 
bei dem sie sich über ihre Erfah-
rungen austauschen können und 
neue Impulse für ihren Dienst er-
halten. (National 10.06.15) 

 

Gemeindegruppe  
unterstützt Mädchenschule 
 
10.000 Kina (ca. 3.400 Euro) hat 
eine Gemeindegruppe der Me-
thodistischen Kirche gesammelt, 
um eine Mädchenschule der Cari-
tas in Port Moresby zu unterstüt-
zen. In der Schule erhalten etwa 
950 Mädchen, die die reguläre 
Schule meist nach der 8. Klasse 
abgebrochen haben, eine zweite 
Chance, einen ordentlichen 
Schulabschluss zu erlangen. (Nati-

onal 11.06.15) 

 
 
AUS ANDEREN LÄNDERN 

 
Samoa begrüßt  

tongaischen Kardinal Mafi 
 
Samoa: Seine Eminenz, der 
tongaische Kardinal Soane Patita 
Mafi, wurde zu einem offiziellen 
Besuch in Leauva’a (Samoa) mit 
allen Ehren willkommen gehei-
ßen. Neben den höchsten Vertre-
tern der röm.-kath. Kirche waren 
auch seine Hoheit Tui Atua Tu-
pua Tamasese Efi mit seiner Gat-
tin sowie hochrangige Vertreter 
aus Politik und Gesellschaft an-
wesend. Es wurde gemeinsam 
eine traditionelle Kava-Zeremonie 
gefeiert. „Sie dient dazu, die Göt-
ter wohlgesonnen zu stimmen, 
Gottes Gegenwart mit Dank 
wahrzunehmen, Gäste willkom-
men zu heißen und spezielle Ta-
ge wie heute zu ehren“, sagte 
Generalvikar Monsignore Etuale 
Etuale. (Pacific Islands Report 09.06.15) 

 
 
Rev. Francis Hezel zurück 

 
Guam: Wie die Erzdiözese Aga-
na bekannt gab, wird Pater Fran-
cis Hezel neuer Parochial Vikar 
der Santa Barbara Gemeinde in 
Dededo. Hezel wirkt bereits seit 
1963 in Mikronesien als Priester, 
Lehrer, Verwalter und regionaler 
Leiter der Jesuiten. Er interessiert 
sich für die mikronesische Ge-
schichte und ist Experte in kultu-
rellen Fragen der Region. Zahl-
reiche Artikel und Bücher tragen 
seinen Namen. (Pacific Islands Report 

16.06.15) 

 


